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Der Oeimatdienst

Das Berufsausbildungsgesetz.
Von Ministerialrat S ch i n d l e r.

Nach mehrjährigen Vorarbeiten·und nach wiederholter
Ankündigung von Regierungsseite ist soeben der.amtliche Ent-

wurf eines Berufsausbildungsgesetzes im ,,Reichsarbeitsblatt«
(Heft 10 des laufenden Jahrganges vom 1. April d. J.) ver-

öffentlicht worden und auch schon Reichsrat und Reichswirt-
schaftsrat zugeleitet worden. Außerdem ist der amtliche Ent-

wurf nebst Begründung als Z9. Sonderheft zum Reichsarbeits-
blatt eben im Verlage von Reimar Hobbing, Berlin, erschienen.
Die ersten kritischen Stimmen werden in der foentlichkeit
schon laut, und es liegt alle Veranlassung vor, sich mit diesem
ungewöhnlich wichtigen neuen Entwurfe zu befassen. Die

Neuregelung der Berufsausbildung der Jugend ist nämlich
eine staatspolitische Notwendigkeit, der durchaus und mit Be-

schleunigung genügt werden muß. ·

-

Vorausgeschickt: es handelt sich um kein Schulgesetz. Die

Berufsausbildung in der Schule — fo wichtig unser Berufs-
und Fachschulwesen ist — wird in dem Entwurfe nicht be-

handelt, sondern die Berufsausbildung im Betriebe, diesen
aber im weitesten Sinne gefaßt. Das geltende Recht kennt
eine solche, einheitliche und umfassende Regelung der Berufs-
ausbildung überhaupt nicht, sondern kennt nur Lehrlings-
rechte oder Ansätze in solchen, und zwar nur für einzelne
Berufsgruppen, im wesentlichen für gewerbliche Lehrlinge und
unter diesen besonders für Handwerkslehrlinge, und für Hand-
lungslehrlinge. .

Der vorliegende Entwurf faßt die ganze Frage grund-
sätzlich und umfassend. ,Jeder Jugendliche, mit Ausnahme

"

solcher, die in der Landwirtschaft beschäftigt sind, also mit

dieserAusnahme allevals Arbeiter, Angestellte oder Lehrlinge
beschäftigten personen von 14—18 Jahren sollen unter das

künftige Gesetz fallen. Für Reichsbetriebe, Schiffahrt und

Flößerei hat die Reichsregierung, für Landesbetriebe, Bergbau
und Hauswirtschaft haben die Landesregierungen die Befugnis
abweichender Regelung: im übrigen aber fällt jeder im Be-

ärgiesbie3
tätige Jugendliche zwischen 14—18 Jahren unter das

e e .

Das bedeutet gegenüber dem geltenden Rechte eine ganz
grundlegende Änderung. Es soll damit nicht nur die bis-

herige, für die einzelnen Berufe verschiedene Sonderregelung
fallen, sondern es soll zum ersten Male der Tatsache Rechnung
getragen werden, daß ein nicht unerheblicher Teil unserer
Jugend die Berufsausbildung nicht im Lehrverhältnis, sondern
als jugendliche Arbeiter und Angestellte erhält.

"

Gewiß wird und muß der Schwerpunkt der Berufs-
ausbildung und damit der gesetzlichen Regelung bei dem Lehr-
verhältnisseliegen. Deshalb beschäftigt sich auch der weitaus
größte Teil des Entwurfes mit Lehrling, Lehrvertrag, Lehr-
verhältnis und Lehrlingsprüfung Aber-immer bleibt doch
bestehen, daß auch der jugendliche Arbeiter und Angestellte
einen Anspruch auf Erziehung, Ausbildung und Fürsorge hat«v
und daß nicht schlechterdings jeder Arbeitgeber geeignet und
In der Lage ist, diesen Anspruch zu befriedigen. Deshalb sieht
der Entwurf die Möglichkeit vor, ungeeignete, unwürdige
und sittlich bedenkliche Arbeitgeber von der Beschäftigung
Jugendlicher überhaupt, nicht nur der Lehrlinge,
zuschließen; er setzt Erziehungs- und Fürsorgepslischt für den

Arbeitgeber, Gehorsams- und Treuepflicht für den Jugend-
lichen fest.

Unszweifelhaft wird gerade dieser umfassende Charakter
des Entwurfes angegriffen werden. M. E. zu Unrecht. Dem

UtpettgehetJugendlicher wird nicht mehr zugemutet, als

unteren Anschauungen von sozialer Verpflichtung, insbesondere
der Jugend gegenüber entspricht; der Jugend aber wird eine
etwas strafsere Bindung auch des Arbeitsverhältnisses nur

heilsam sein. Man darf nicht von Verwahrlosung der Jugend
sprechen, wenn man nicht gleichzeitig bereit ist, der Jugend
zu geben, was ihr zukommt. —

«

-
-

Der andere, nicht minder wichtige Grundgedanke des Ent-

wurfes ist der folgende: -

-

«

s
Es handelt sich um ein Rahmengesetz, das wesentlichen

Inhalt durch die berufsständische oder, besser gesagt, wirt-
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schaftliche Selbstverwaltung der Beteiligten erhalten soll. Der

Gedanke der wirtschaftlichen Selbstverwaltung tritt auch in

anderen neuen Gesetzen und Entwürfen, besonders im

Arbeitsnachweisgesetz und im Entwurfe eines Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes, stark hervor; er hat namentlich im Be-

rufsstands-Rechte des Handwerks einen beachtlichen Vorläufer,
ist aber im wesentlichen in der Nachkriegszeit entstanden und

verspricht überaus fruchtbar und bedeutungsvoll zu werden.

Der Staat verzichtet darauf, selbst alle Einzelheiten anzuordnen,
sondern beschränkt sich im wesentlichen darauf, die Wirtschaft
selbst in ihren Körperschaften und Vereinigungen im Wege
der Selbstverwaltung anordnen zu lassen, was sie für dienlich
hält, behält sich aber die Oberleitung des Ganzen und die

Genehmigung der wichtigsten Beschlüsse vor.

Diese Gedanken sind in dem vorliegenden Entwurfe folge-
richtig durchgedacht und durchgeführt worden. Die eigentliche
Durchführung des Gesetzes soll den gesetzlichen Berufsvertre-
tungen, den Handwerks- und den Handelskammern, obliegen.
Für Betriebe und Berufe, die weder den Handwerks- noch den

Handelskammern unterstehen, können Behelfsorganisationen
geschaffen werden.

«

Dabei aber ergab sich eine Schwierigkeit. Die Handwerks-
und die Handelskammern sind Körperschaften der selbständigen
Unternehmer. Aber wie man sich im übrigen grundsätzlich zu
der »Frage der Parität stellen-mag: unzweifelhaft ist, daß in

Angelegenheiten der Berufsausbildung der g es amte Be-

rufsstand beteiligt ist, also Arbeitgeber und Arbeitnehmer, und

zwar zu gleichen Rechten. Wenn der Gedanke der Gleich-
berechtigung der Arbeitnehmerschaft überhaupt einen Sinn

haben soll, so muß er hier zum Durchbruch kommen. Damit

soll in das Verhältnis zwischen Lehrmeister und Lehrling kein

Keil getrieben, auch kein Dritter eingeschaltet werden: aber für
allgemeine und grundsätzliche Anordnung-und Regelung kann

auf gleichberechtigte Mitwirkung b eid er Teile des Berufs-
standes nicht verzichtet werden.

Der Entwurf sieht vor, daß die gesetzlichen Berufsvertre-
tungen die ihnen zugedachten Befugnisse durch paritätische
Ausschüsse ausüben, deren Beschlüsse bindsend und von den

Geschäftsstellender Kammern auszuführen sind. Der Grund-

satz der parität ist vorbehaltlos durchgeführt; deshalb sollen die

Ausschüsse auch ihre Vorsitzenden selbst aus ihrer Mitte

wählen.
"

Zu beachten war dabei aber, daß bei aller Wertschätzung
der wirtschaftlichen Selbstverwaltung die Berufsausbildung
der Jugend eine Frage von einer Bedeutung ist, die über das

berechtigte Jnteresse dies Berufsstandes hinausgeht und die

Allgemeinheit vielfach und lebhaft berührt. Der Staat muß
«

sich deshalb nicht nur die Genehmigung der wichtigsten Be-

schlüssedieser Ausschüsse vorbehalten; es war auch die Mit-

wirkung von Sachverständigenaus solchen Kreisen vorzusehen,
die ohne unmittelbares eigenes Jnteresse am Wohle der Jugend
mitzuarbeiten berufen sind. Dazu gehören Vertreter des be-

ruflichen und des allgemeinen Schulwesens, der öffentlichen
Berufsberatung, der öffentlichen Arbeitsvermittlung, der

Jugendämter, der Jugendpflege und der Ärzteschaft Allen

diesen war wenigstens beratende Stimme zuzugestehen.
Jnnerhalb dieser Gesichtspunkte aber hat der Entwurf sich

vorbehaltlos auf den Grundsatz wirtschaftlicher Selbstverwal-
tung gestellt. Die gesetzlichen Berufsvertretungen sollen das

gesamte Lehrverhältnis regeln dürfen, auch Vorschriften über

Urlaub, Lohn ünd Ferien erlassen, den Ausbildungsgang für
Jugendliche regeln, die Dauer der Lehrzeit und die Höchstzahl

·

der Lehrlinge festsetzen dürfen. Soweit solche Anordnungen
getroffen sind, gehen sie jeder Vereinbarung der Beteiligten
selbst, auch dem Tarifvertrage, vor.

«

Wichtig ist von den weiteren Vorschriften des Entwurfes
insbesondere der Satz, daß Lehrlinge nur ausgebildet werden

dürfen in«Betrieben, die von der gesetzlichen Berufsvertretung
als Lehrbetriebe anerkannt worden sind. Solche Anerkennung
setzt sachliche Eignung des Betriebes und berufliche Eignung
des Lehrmeisters oder seines Stellvertreters voraus. Jeder,
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dem die Mißstände im Tehrlingswesen bekannt sind, weiß,
daß mit Hilfe einer solchen Vorschrift die ärgsten Übelstände
beseitigt werden könnten. Auch hier ist übrigens der Gedanke

der Selbstverwaltung restlos durchgeführt.
Auf manche bedeutungsvollen Einzelheiten — prüfungs-

wesen, Auswahl der Lehrlinge, Zusammenarbeit mit der Be-

rufsberatung, Besteuerung solcher Betriebe,· die keine Lehrlinge
halten -— kann leider hier nicht eingegangen werden.

Zusammenfassend ist zu sagen, daß es sich um einen Ge-

setzentwurf von ungewöhnlicher wirtschaftlicher, sozialer und

staatspolitischer Bedeutung handelt, der um so schleuniger er-

ledigt werden sollte, als bekanntlich schon vom Jahre 1929 ab
mit einem erheblichen, durch den Geburtenausfall während des

Krieges verursachten Rückgang der Zahl der Jugendlichen zu
rechnen ist.
lionen Jugendliche weniger in das Wirtschaftsleben eintreten.
Grund genug, um dem Gedanken der Berufsausbildung der

Jugend viel größere Aufmerksamkeit zuzuwenden als bisher.
Oualitätsarbeit erfordert Oualitätsarbeiteri Das gilt auch im

Zeitalter der Rationalisierung.

Der englische Sinnishaushali.
VonDr.OscarWingen.

Nach den parlamentsdebatten in Paris und Berlin über

den Stand der Staatsfinanzen ist nun auch dem englischen
Steuerzahler die nicht sehr erfreuliche Rechnung präsentiert
worden. Am 11. April hat Finanzminister W. Churchill in

mehr als zweistündiger Rede vor dem iiberfüllten Unterhause
Rechenschaft über Soll und Haben des Reichshaushaltes ab-

gelegt. Ziffernmäßig stellte sich das englische Budget 1926X27
und der Voranschlag für das am I. April begonnene laufende
Fiskaljahr in großen Umrissen folgendermaßen dar:

I. Einnahmen

Voranschlag Jst-Auskomm. Voranschlag
1926-27 i926J27 i927-28

(Mill. Rmk.) (Mill. Rmk.) (Mill. Rmk.)

Gesamteinnahmen . . sei sey-Ho ia x20,o is 7oo«0
darunter

l. Zölle . . . . . . . . 2 i68,0 2 i50,0 2 242,0

Z. JndirekteSteuern 2 826,0 2 660,0 2 916i0
ov: Einkommensteuer. . . 5 096,0 4 694,0 . se 940s0

Zelle u. Steuern insgesamt 13 822,o iz 280,o s iz 820,o

11. A u s g a b e n

Gesamtausgaben . . . . . s 16 650,0 s is 848,o s u- 668,o

Voranschlag i927-28
(Mill. Rtnk.-)

Gesamtausgaben . . . . . . . is 668,0
darunter

1. Schuldendienst . . . . . . 7400,0
2. Zivilverwaltung . . . . . 4720,0
Z. Landesverteidigung . . . . 2302,0

Defizit x92øx2r - 728 Mill. Rmk.

. Danachhat das Budget 1927 an Ausgaben mqu Mil-

lmxdenRelchSmark und an Einnahmen 16,120 Milliarden

Reichs-markgebracht, d. h. die Bilanz schließtmit einem Defizit
von uber 7(«)o-MillionenReichsmark ab, dem größten Minus,
das De Geichlchte der englischen Staatsfinanzen überhaupt zu
verzeichnengehabt hat. Entstanden ist das Defizit teils durch
Mmderektkagan der Einnahmeseite, teils durch Erhöhung
dkr Ausgaben was das zurückbleibender tatsächlichen staats-

einn·ahmen,vor allem bei der Einkommensteuer, anlangt, so
e,rklakts1chdas in der Hauptsache aus den ruinösen Folgen des

stebemnonatigenKohlenarbeiterftreiks, der eine starke Minde-
rung des Volkseinkommens zur Folge gehabt hat. Die Mehr- «

aUSgaben
erwachsen,

Das dem parlament vorgelegte neue Budget gleicht sich,
rFchnUnSSMäßigwenigstens,s aus, ergibt sogar noch einen ge-

ZUSeFÜberschußvon rund 30 Millionen Reichsmark. Der

»ef131taUSSIeIchsoll nach dem Vorschläge des Finanzministers

BUTfolgende Weise erzielt werden: Erhöhung der Zölle und

.eIJlIWUchSabgadeUauf Wein, Tobak und Zündhölzer, Neu-

eEnTUHVUULvonZöllen auf Autoreifen und Reisen für Motor-

JFaserspwle aU·f bestimmtes porzellan, Einbeziehung von

i;IgtettjxfätkteslzestimmterBreite in den Filmzoll Sodann sollen
gezahlt wurdeäuern

der Brauereien, die bisher zweimonatlich

KLEMMFinapzjahk15 Monatszahlungen zu leisten sein. —

W
sperteke eIPMaltgeZusatzzahlung entsteht für das Rech-

ngSIahr 1927!28 dadurch, daß die Grundsteuer am I. Januar

sind nach Churchill vor allem auf sozialem Gebiet

«

«-.«,«-«.;.,.» « »

monatlich fällig werden, dadurch würden im U

mit vollem Betrag gezahlt werden soll, nicht,' wie bisher, je zur
Hälfte am I. Januar und I. Juli. Die Staatskasse erhält da-

durch den Steuerbetrag von drei Halbjahren.
Endlich soll der Straßenbaufonds gekürzt werden. Auf

diesem Wege hofft Churchill das Defizit des letzten Jahres aus-

zugleichen unter der Voraussetzung, daß kein-e unvorher-
gesehenen Ausgaben entstehen.
führung eines, wenn auch recht bescheidenen Sparprogramms
angekündigt. So soll das Verkehrsministerium verschwinden,
auch das Ministerium für Bergbau würde fortfallen, was vor-

aussichtlich von der Arbeiterpartei bekämpft werden wird, end-

lich soll die besondere Abteilung für Außenhandelsforderung
eingehen. Jedenfalls wird ein merklicher Ausgabenabbau nicht
eintreten und damit die immer dringender erhobene Forderung
der Wirtschaftskreise nach Steuerabbau ein frommer Wunsch
bleiben.

Sieht man sich den Voranfchlag für I927X28 auf der Ein-

nahmeseite an, so fällt die überragende Bedeutung der Ein-

kommensteuer ins Auge. Auch auf die Zölle entfällt ein wach-
sendet«Teil der Staatseinnahmen: über 2,2 Milliarden Reichs-
mark gegenüber 710 Millionen Reichsmark 1915X14, ein Bei-

spiel dafür, wie stark dise Zollpolitik heute auch von finanziellen
Rücksichtenbeeinflußt wird. Auf der Ausgabenseite ist das

Frappierendste der Anteil des Schuldendienstes. Nahezu die

Hälfte der Ausgaben geht für Schuldzinsen und Schuldtilgung
drauf! Und England hat eine ganz gewaltige Staatsschuld.
Sie belief sich am Zi. März d.J. auf rund 150 Milliarden
Reichsmark. Davon entfallen auf die Auslandsschuld an die

Vereinigten Staaten 22 Milliarden Reichsmark, die Jnlands-
schuld steht demnach mit 128 Milliarden Reichsmark zu Buch
gegenüber 14,4 Milliarden vor dem Weltkriegel An inneren

Schuldverpflichtungen werden in den nächsten Jahren fällig:
1927X28 = 3,6 Milliarden Reichsmark; 1928X29 = 9 Mil-
liarden Reichsmark und 1929J30 = 1,1 Milliarden Reichs-
mark. Angesichts dieser Sachlage ist es verständlich, wenn der

englische Finanzminister unter dem Beifall des Parlaments aufs
nachdrücklichsteauf die Notwendigkeit hinwies, außerordent-
liche Mittel für die Schuldentilgung außer den laufenden Mit-
teln bereitzustellen. Auf einer geordneten Schuldenpolitik be-

ruhe Englands größtes kommerzielles Aktivum: seine Kredit-

würdigkeit im Jn- und Auslande.

Die Darlegungen Churchills sind im allgemeinen in der

Offentlichkeit zunächst ruhig aufgenommen worden, wenn es

auch nicht an Kritik namentlich von liberaler Seite und von

seiten der Arbeiterpartei fehlt. Man ist durchweg froh, daß
es wenigstens ohne ins Gewicht fallende Steuererhöhung ab-

gehen wird, wenn schon keine Steuerminderung zu erhoffen
sieht Jm übrigen wird das Kreuzfeuer der Kritik erst bei

der Einzelberattxng des Budgets kommen. Ob allerdings der

rechnungsmäßige Ausgläkch tatsächlich aUch durchgefühtt
werden kann, besonders in den kommenden Jahrelp Muß
zweifelhaft erscheinen, wenn nicht auf der Ausgahkpsettedoch

fühlbare Ersparnisse eintreten. Wie auch in- anderen Oäncckkkx
so stehen gegenwärtig dem englischen Finanzminister ein«-

malige Mehreinnahmen zur Verfügung, so bei der Getränke-·

und Grundsteuer, die späterhin fortfallen. Wer vermag 3.B.
die Entwicklung der außenpolitischen Tage (China!) zu über-

sehen oder welche innerpolitischen für den Wirtschaftsfrieden

Bis zum Jahre 1955 werden weit über 2 Mil--

Gleichzeitig ist die Durch--v
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Der Heimatdienst

bedeutsamen Folgen kann das neueste Vorgehen der konser-
vativen Regierung gegen die Gewerkschaften haben, hat doch
der Arbeiterführer Snowden bereits warnend darauf hin-
gewiesen? Tatsache bleibt jedenfalls, daß auch der englische
Steuerzahler eine rechtschaffen drückende Bürde zu tragen hat.
Dabei darf allerdings nicht übersehen werden, daß England
nach den Ver. Staaten das reichste Land der Welt ist, daß der

durchschnittliche Tebenszuschnitt der breiten Massen merklich
höher ist als z.B. in Deutschland. Und was die Riesenlast
der Staatsschuld anbetrifft, so sind auch hier erhebliche Unter-

schiede gegenüber der deutschen Reparationslast vorhanden.
Die Kriegsschulden an die Ver. Staaten werden England ab

1928J29 bei normalem Verlauf der Dinge nicht mehr drücken,

denn sie werden aus den Daweszahlungen und den Schuld-
zahlungen Frankreichs und Italiens abgedeckt werden. Die
verbleibende innere Schuld wirkt sich aber volkswirtschaftlich
dadurch leichter aus, daß die Summen der Verzinsung und

Tilgung im Lande bleiben, der Wirtschaft nicht endgültig ver-

lorengehen, während z. B. bei der deutschen Reparations-
zahlung die Leistung endgültig außer Landes geht und die ein-

heimische Kapitalreserve verkürzt. Wenn man endlich das

englische Volkseinkommen auf 80 Milliarden RM. geschätzt
hat, so dürfte —- abgesehen von anormalen Jahren ——— diese
Ziffer zu niedrig sein. Jedenfalls zeigt aber auch das englische
Budget deutlich, wo Europa wirtschaftlich der Schuh drückt:
enorme Ausgaben für Staatsschulden und Landesverteidigungi

Die Traait der deutschenGeschichte
Von Professor LDr

Das Einleitungskapitel einer demnächstim 8entralverlag, Berlin

erscheinenden, ebenso knappen wie klar gegliederten Schrift: »Bom
alten zum neuen Reich. Karzer Abrisz der deutschen Verfassungs-
geschichte.«

-

Die Anfänge des deutschen Staatslebens liegen in den germa-
nischen Stammesstaaten, die zunächst eines staatlichen Zusammen-
hanges vollständig ermangelten. Auch in den Kämpfen mit den
Römern ergaben sich anfangs nur lose Bündnisse, die um die Wende
der christlichen Zeitrechnung allmählich zu einer Abgrenzung der
Römers und der Germanenwelt führten, ohne daß ein festerer
Zusammenschluß staatlichen Charakters unter den germanischen
Stammesstaaten erfolgte. In der weiteren Entwicklung traten sodann
nach dem groß angelegten, aber erfolglosen gotischen Staaten-

bildungsversuch des Ostgoten Theodorich (Dietrich von Bern) die

Franken an die Spitze der germanischen Staatsentwicklung —- zunächst
im Staate der Merowinger, später der Karolinger, deren staaten-
bildende Kraft im Reiche Karls des Großen den weitaus größten
Teil der gesamten Germanenwelt zusammenfaßte. Durch kriegerische
Großtaten wurde es nach den Stürmen der Völkerwanderung zum
mitteleuropäischenWeltteiche und wurde vom Papste zum Kaisertum
des Abendlandes erhoben (800).

Durch die Teilungsverträge von Verdun (843) und Mersen (870)
zersiel dann dies große Germanenreich in der zweiten Hälfte des

9. Jahrhunderts in drei Teilstaaten, die als Deutschland, Frankreich
und Lothringen sich gliederten und so in jahrhundertelanger Entwick-

lung zur Grundlage der heutigen mitteleuropäischenStaatenbildung
wurden. Der westliche Teil dieses Staatenkomplexes wurde der

heutige Staat Frankreich, der, allerdings in schweren inneren

Kämpfen, einen immer stärkeren und festeren Staatscharakter annahm
und durch alle Wandlungen der Jahrhunderte durch ein kraftvolles
Königtum und eine immer stärkere Verschmelzung der Stämme die

stärkste Staatseinheit Mitteleuropas wurde und bis zum heutigen
Tage geblieben ist. Der mittlere Teil des karolingischen Staats-

komplexes zersplitterte sich mehr und mehr,. fiel teilweise an Frank-
reich, teilweise an Deutschland, bildete sich teilweise zu kleineren

Staatskökpern aus, besonders in seinen südlichen Teilen, bis er

endlich nach endlosen inneren Kämpfen von fast zwei Jahrtausenden
in der Mitte des 19. Jahrhunderts als einheitlicher Staat Jtalien
zusammenwächst,der heute als mitteleuropäische Großmacht dem

Staatensysteme Europas und der Welt angehört.
Wieder eine andere Entwicklung nahm der östlicheTeil des ehe-

maligen Karolingerreiches, das heutige Deutschland. Dieses frühere
deutsche Reich vermochte für sich die Kaiserkrone der Welt zu
behaupten und weiterhin durch erneuerte Krönung (Otto I. 962) zu

neuem Glanze zu erhöhen. Aber ungleich dem französischenKönig-
tum vermochte das deutsche KaisersKönigtum niemals die feste starke
Staatsgewalt zu" gewinnen wie jenes. Auch in Deutschland fand
jahrhundertelang ein heftiges Kämpfen statt zwischen der zentralen
Gewalt der Kaiser-Könige mit den Stammesherzogtümern,und in

glücklichenPerioden schien die Zentralgewalt das Ubergewicht über
die territorialen Gewalten der Stammesfürsten gewonnen zu haben.
Aber dies waren immer nur vorübergehende Epochen; ein dauerndes

festes Gewaltverhältnis der Kaisers und Königsherrschaft, wie solches
in Frankreich sich durchsetzte, warin Deutschland nicht zu erreichen.
Unter den Sachsen- und Hohenstaufenkaisern vermochte sich immer-
hin eine starke Reischsgewalt noch zeitweilig zu behaupten, aber die

UlsseligeVerkettUUg deutscherund italienischer Dinge entleerte

PIS deutsche Kaisermacht immer mehr ihrer
PURIST-en Stärke und Kraft. Zwei Momente waren es

hauptsächlich,die das deutsche Kaisertum seiner inneren und äußeren
Kraft beraubten: einmal die unaufhörlichen Kämpfe mit dem Papst-
tum und zweitens die niemals endenden Zwiespältigkeiten zwischen
der Zentralgewalt und den zu einer festeren Macht erstarkten
Territorialherren der Stammesherzogtümer. Die letzterwähnten
Gegensätze führten schließlich 1220 und 1231JZ2 zu der unerträg-
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lichen Preisgabe der Staatsgewalt an die Landesherren durch Reichs-
gesetz, erst an die geistlichen, sodann an die weltlichen.

Diese beiden gesetzgeberischen Akte, leider bis zu dieser Stunde
in der deutschen Volksentwicklung und in deren Erkenntnis im

gesamten Schulunterricht des deutschen Volkes viel zu wenig in ihrer
Bedeutung gewürdigt, stellen den verhängnisvollstenEinschnitt in dem

einheitlichen deutschen Volksgedanken dar, von dem unser Volk sich
seitdem bis in die neueste Zeit niemals wieder erholt hat. Bis zur
Hohenstausenzeit war es doch immer noch der einheitliche deutsche
Reichsgedanke, der die deutsche Staatsentwicklung beherrscht hatte.
Als aber, schon seit der Zeit der Sachsenkaiser und in voller Stärke

durch die Hohenstaufen, die Dinge des deutschen Staatslebens sich
immer enger mit den Kämpfen des italienischen Staatslebens ver-

flochten, trat der deutsche Staats- und Volksgedanke immer mehr
in den Hintergrund, und in der Zeit der späteren Hohenstaufen
wurde das deutsche Staatsleben und der deutsche Volksgedanke mehr
und mehr zum Anhängsel der italienischen inneren und äußeren
Kämpfe: schon Heinrich VI. und mehr noch Friedrich II. waren in

erster Linie italienische Fürsten und nur im Nebenamte deutsche
Kaiser. So kam es zu jenen Gesetzen, die die deutsche Staatsgewalt
in der Hauptsache den Tandesherren in Deutschland preisgabem und

weiterhin stürzte die ganze Reichsherrlichkeit der Hohenstaufen völlig
zusammen aus dem Blutgerüste, auf dem Konradin-, des letzten
Hohenstaufen, junges Haupt unter dem Beile fiel, ohne daß deutsche
Staats- und Volkskraft diese Katastrophe hätte verhindern oder

rächen können. Es konnte zu einer wirklichen Kaiserwahl nicht
mehr kommen, und es begann für das deutsche Reich und Volk »die

kaiserlose, die schrecklicheZeit«.
Zwar vermochte die deutsche Volkskraft sich wieder aus dieser

ihrer tiefsten Erniedrigung zu erheben, und mit Rudolf von Habs-
burg begann die Zeit, in der das Geschick Deutschlands fast aus-

schließlich durch das österreichischeKaiserhaus der Habsburger
. bestimmt wurde, und der es nicht an kraftvollen Herrscherpersönlichs

keiten wie Maximilian I. fehlte.
-

Aber der Staatsgedanke des Reiches als des Staates des einheit-
lichen deutschen Volkes, der ja auch in früherer Zeit niemals zu
wirklicher innerer und äußerer Stärke sich hatte emporringen können,
war inzwischen, besonders unter den und durch die Hohenstaufen, zu
einer Schwäche herabgesunken, daß alle Versuche, den Reichsgedanken
wieder zu wirklicher Kraft und· Stärke zu erheben, vergeblich blieben.

Und als dann nach kurzer Zeit das großewelthistorische Schicksal der

Resormation das deutsche Volk in zwei gleich große Teile innerlich
zerklüftete, war die letzte Hoffnung geschwunden, auf der Grundlage
des alten Reiches, des heiligen römischen Reiches deutscher Nation,
einen staatlichen Neubaus des deutschen Reiches für das ganze deutsche
Volk wiederherzustellen. Selbst die Kraft des Staates, in dem die

Sonne niemals unterging, des Staates Karls V., war dazu- nicht
mehr imstande: das alte Reich war rettungslos dem Untergang ver-

fallen. Die inneren Kräfte, die die Zersplitterung in sich trugen,
waren stärker als die äußere Macht, die der Träger des inheits-
gedankens war.

Die Religionswirren, die seit 1521 die letzten Reste deutscher
Staatseinheit des Reiches auseinanderrissen, führten alsdann zum

furchtbaren Zojährigen Kriege, der Deutschland ins tiefste Elend
stürzte und mangels deutscher Staatseinheit es zum Tummelplatz
fremder Heere unter fremden Feldherren machte. Nach mancherlei
Zwischenfällen, die in das Ganze der Weltpolitik aufs tiefste ein-

griffen, kam endlich 1648 der WestfälischeFriede zu Münsterund

Osnabrück zustande, der dem Gemetzel auf deutscher ErdevetnEnde
machte, aber zugleich dem Staatsgebilde des alten Reiches ein volliges
Ende bereitete. Er hat das alte deutsche Reich zerbrochenund odas
deutsche Volk in seine Bestandteile zerrissen, die sich in heftiger
Feindschaft bekämpften und die Einheit desu deutschen Volkes
immer mehr zum kraftlosen Spielball fremder Machte werden ließen.

-
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Verliert Europa seine wirtschaftlicheBoriiiachtstelluaa2
CØein Anteil an der Weitproduttion einst und ietzt.)

Von Regierungsrat H o r w i tz.

Als Auftakt zur Weltwirtschaftskonferenz hat die wirtschaftliche
Abteilung des Völkerbunds., bei der das Material aus fast allen
Ländern der Erde zusammenströmt, u. a. eine Denkschrift über die

Güterproduktion in der Welt herausgegeben Sie folgte einer Unter-

suchung über den Welthandel, und beide zusammen rücken die

Probleme, die die Nachkriegszeit wohl für alle Völker aufgeworfen
hat, in das helle Licht unerbittlicher Tatsachen. Die Frage, ob das

wirtschaftliche Schwergewicht in der Welt sich mehr und mehr von

Europa auf die andern Erdteile verlagere, beschäftigt Wirtschafts-
Wissenschaftund -statistik in wachsendem Maße. Auf verschiedenen
Einzelgebieten, vor allem in der Entwicklungstendenz des Welt-

handels und der Weltbevölkerung, ist diese »Enteuropäisierung der

Weltwirtschaft«,ist dieses langsame Abgleiten des Schswergewichts
deutlich erkennbar. Der Rückgang des europäischen Anteils an den

Gesamtumsätzen des Welth and els von 58,5 v.H. im Jahre 1915
auf 50 v.H. im Jahre 1925 — und damit ist- der tatsächlicheGrad
des Rückgangs noch nicht einmal gekennzeichnet — spricht eine un-

mißverständliche Sprache. Zeigen sich die gleichen Symptome auch
auf dem Gebiet der WeltproduktionP Die kürzlich vom

Völkerbund herausgegebene Denkschrift versucht über den Wandel der

Welterzeugung Aufschluß zu geben. Und da es bei der Unzulänglich-
keit der statistischen Erfassung der Produktionsergebnisse der ver-

arbeitenden Industrien in den einzelnen Ländern nicht gut möglich
ist, ein Gesamtbild der Produktion in
der Welt (mit Einschluß der Fertigfabrikate)

alten Kontinent. Seitdem sind mehr als zwölf Jahre vergangen.
Zwischen einst und jetzt liegt der Krieg mit seinen schwerwiegenden
Folgen, auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Wie verteilte sich die Roh-
stoffproduktion der Welt im Jahre 19259 Zunächst eine über-

raschende Feststellung: alle Erdteile (abgesehen von Ozeanien, das

seinen Produktionsstand gewahrt hat) haben ihre Rohstoffproduktion
gegenüber der Vorkriegszeit mehr oder weniger g est eigert — mit
A u s n a h m e v o n E u r o p a , das, als einziger Kontinent, heute
erheblich w e n i g e r produziert als vor dem Kriege. Europas Anteil
an der Weltproduktion ist von 43,4 v.H. auf 38,7 v.H. gesunken,
und sein Anteil an der gesamten Rohstoffproduktion der Welt ist
um so geringer geworden, als die andern Erdteile, wie wir sehen,
im Gegensatz zu Europa ihre Leistungen zu steigern vermochten.

,Europa hat also seine einstmals überragende Stellung nicht nur als -

Welthandelsfaktor eingebüßt; auch was die Erzeugung der

wichtigsten — insbesondere industriellen — Rohsstoffe anlangt,
hat es sich überflügeln lassen. Die andern Kontinente sind im Be-
griff, aufzurücken, und die einstmals großen Abstände zwischen den

Anteilziffern der einzelnen Erdteile vermindern sich zusehends —-

zu
ungunsten von Europa. Nicht nur der Anteil Nordamerikas ist im
Zunehmen begriffen. Auch auf den Anteil Asiens trifft dies,
wenn auch in verringertem Umfang, zu. Und was für unsern Erd-
teil von besonderer Tragweite ist: seine Güterproduktion ist —- im

Gegensatz zu den andern Kontinenten

zu geben, beschränkt sich die Untersuchung auf
die Feststellung der Produktions-
ergebnisse von Rohstoffen und

Nahrungsmitteln. So ergibt sich
wohl nur ein rohes Bild von der wirtschaft-
lichen Aktivität der einzelnen Erdteile; roh
schon darum, weil die Feststellung der er-

zeugten Rohstoffmenge noch nichts über Um-

fang und Wert der daraus gewonnenen Pro-
dukte besagt — je nach dem Grad der Spar-
samkeit, die man bei der Verarbeitung des

Rohmaterialswalten läßt, und je nach der

Feinheit der Güter, die man daraus erzeugt,
wird dasProduktionsergebnisverschieden sein.
Die statjstlscheErfassung der Rohstofferzeu-
SUUS Jvird also nur unter Vorbehalten einer
Abschatzungder Gütererzeugung insgesamt
ZUSUMDKgelegt werden können; Nichts-

gestowenkgekgibt die Untersuchung des vöikers
unds die 56 Rohstoffe (14 Hauptnahrungs-mmel Und 42 Rohprodukte)umfaßt, ein an-

DieWturotukiionvon Jadustriekonstatiert
vor und nach dem Kriege

hinter seiner Bevölkerungsvermehrungzurück-
geblieben.

Noch eine andere wichtige Tatsache bedarf
der Erwähnung: Jn Eu r o p a entfiel im

Jahre 1925 ein höherer Prozentsatz der Ge-
samtproduktion auf die E r z e u g u n g v o n

Getreide und anderen Nahrungs-
m i t t e l n als vor dem Kriege — im Gegen-
satz zu Nordamerika, das sich ange-
legen sein ließ, die Produktion von Jn-
dustrierohstosfen gegenüber der Erzeugung
von Nahrungsmitteln zu steigern. Auch die
andern Erdteile — mit Ausnahme von Süd-
amerika und Australien, deren Bedeutung als

Getreideexportländergewachsen ist — geben
der Rohstoffproduktian gegenüber der Nah-
rungsmittelerzeugung den Vorzug — nur

E U r o p a muß seine Kräfte anspannen und
ein gut Teil seiner Arbeitsenergie (einen
wesentlich größeren als vor dem Kriegeli
darauf verwenden, den Nahrungsbedarf seiner
Bevölkerung zu befriedigen. Die Folge ist:D.Ll).

schauliches Bild von den Veränderun
«

» gen, die
im letzten Jahrzehnt in der Welterzeugung -

gingetretensind. Fassen wir sie, ausgedrückt in Prozentsns einmal
urz und ubersichtlichgegliedert zusammen!

Die Weltproduktlon von Rohstoffetb

Von der Gesamt-
Von allen Von Roh· produktion jedes
Rohstoffen stossep(ausschl. Erdteile entfielen

wurden ÄsebekW auf die Erzeug.
Jn erzeugt MUMW Wut· von Getreide und

,

»

Den etöeust Nahrungsmitteln
Prozent Prozent Prozent

1913 1925 1913 1925 1913 1925

Europa 434 387
«

« « -
-

. 39.4 3L2 60.4 62.7

FUDIDMIWSO- 268 28.7 35.9 38·7 41.4 37.7

SZFEECMPM· 1.5 2.2 1·0 1.5 7o.4 68.6

Afriåmekska
. . 39 4.4 52 5.1 42.1 46.5

Affen :
. « · «

gis ugjg gisOzeanien . . . 116 1Z6 2J2 2I2 37J1 37I9
zusammen 100.o s 100. 1oo. 100.0 sei 538

Wir sehen, wie E u r o p a einst — v o r dem umwälzendenWeltkrieg— einen außerordentlichhohen ro ent atz aller wichti gen

ågkstpffe(K0klle, Eisen, sonstige Metalle-, lclJIheinikciliemDüngemittel,

feinxäldåetåudandere Nahrungsmittel)erzeugte und damit nicht nur

andere E darfM den meisten Rohstoffenvollauf deckte, sondern auch

an dyr Rr
teile mit seinenÜberschüssenversorgte. Europas Anteil

Gebixtdohstoffproduktionbetrug damals mehr als 43 v.H. Das

anzuf ;
cis wir neuerdings als die Hauptproduktionsstätteder Welt

ROWPschen pflegen,Nordamerika, kam erst — mit einer
« OfprdUktIOii von 26,8 v. H. —- in weitem Abstand hinter dem

in der Erzeugung von Industriel-
rohstoffen (also ohne Nahrungsmittel)

ist gegenüber dem Vorkriegsstand eine starke Verschiebung zu-
ungunsten Europas eingetreten, die das nebenstehende Schaubild
verdeutlicht.

Es zeigt sich, daß ganz besonders in der Erzeugung von in-

dustriellen Rohstoffen Nordamerika den alten Kontinent weit über-

fliigelt hat: Amerikas Anteil ist von 35,9 v.H. auf 38,7 v.H.
gestiegen, während der europäische Anteil von 39,4 v.H. auf
51,2 v. H. g e s u n k en ist. Ebenso wächst auch A sie n s Bedeutung
als Produktionsstätte von Jndustrierohstoffen. Diese Tendenz einer
stärkeren Zunahme der Produktion von industriellen Rohstoffen in

der Welt gegenüber der Erzeugung von Nahrungsmitteln (und diese
Tendenz zeigt sich deutlich auch im Jahre 1926) erklärt sich zu»einem
großen Teil aus der Tatsache, daß die gesteigerte Kaufkraft wichtiger
Länder, wie der Vereinigten Staaten, in den Nachkriegsjahren nicht
so sehr der Hebung des Konsums an Nahrungsmitteln zugute ges-
kommen ist —- der Tebensstandard der in Frage kommenden Länder

war in dieser Hinsicht von jeher relativ hoch "—, als vielmehr einer

verstärkten Nachfrage nach industriellen Erzeugnissen.
Wenn auch bei einem Vergleich der Produktionsergebnisse der ein-

zelnen Erdteile zu berücksichtigenist, daß der Rückgang der europäis
schen Rohstoffproduktion nicht gleichbedeutend zu sein braucht mit
einem Rückgang der Produktion von Jndustrieerzeugnissen, so ist
doch die von Grund auf geänderte Lage auf dem Gebiet der Welt-

Rohstofferzeugung —- im Zusammenhang mit dem Ruckgang des

europäischen Anteils am Welthandel —-

ein unverkennbares
Symptom dafür, in welchem Grad unser Erdteil seine einstmals
überragende Geltung in der Welt eingebüßt hat —7 in welchem
Umfang nnd in welch beschleunigtem Tempo die wirtschaft-
liche Entthronung Europas sich vollzieht.
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Woche-Tende-
Von Robert Breuer.

Ein Leben in ungegliederter Zeit ist nicht
vorstellbar. Weder für Pflanze noch für
Tier. Auch nicht für das Gestein. Dem

Menschen aber genügt nicht. die primitive
Teilung in pulsschläge, Atemzüge, Tag und

Nacht, Sommer und Winter, Hunger und

woo

«

Sattsein, Wachen und Schlafen. Der Mensch
- sieht Anfang und Ende, Vergangenheit und

Zukunft, Ursache und Wirkung. Der Mensch
braucht, um Leben zu können, Spannung,
den Dialog zwischen Erwartung und Er-

füllung. Der Mensch hat den rhythmifchen
Ablauf des Jahres kultisch organisiert; er

hat Sabbat und Sonntag geheiligt. Während
die vegetabile und animalische Welt Sommer-

und Winterkleid wechselt, durchmißt der

Mensch einen sinnvollen Kreis von Festen.
Art und Geschehnis dieser Feste ist für die

Station der kulturellen Entwicklung nicht
weniger maßbestimmend,als die Technisierung
des Arbeitsprozesses. Die Nutzung der Frei-
zeit kennzeichnet person und Volk aufs »

schließender, als der Kampf um Sein und

Lohn. Zeig mir, wie du feierst, und ich will
Rast nach dem Frei-Bd

dir sagen, wer du bist. —-

"

Ohne Mühe ließe sich eine Apologie des

Arbeitsintervalles schreiben, der Flachkurve
des Ausruhens, nicht etwa nur des Schlafens,
vielmehr des bewußten Fürsichseins, der

aktiven Liebhaberei, des handelnden Spielens.
Lesen, Mufizieren, Wandern, Sport find hier

zu nennen, auch Tiere pflegen und Tiere

schießen,den Garten umgraben, die Laube an-

streichen, den Balkon bepflanzen. Ent-

scheidend ist: die Umschaltung des Gesamt-
feins, der hundertundachtziggradige Pol-
wechsel, das Vollkommenanders. Auch die

Freizeit kann Anstrengung sein. Bis zur Er-

müdung. Jn solchem Zusammenhang ist
-

·

"

Ausruhen nicht aulenzen. Entscheidend
Keine wnntassmhe bleibt: die Erwegungund Strapazierung

eines sonst abseits geschalteten Komplexes.
Hygiene des 1contrastes. Soziologisch: Freiheit
für den Eingespannten, Auslösung des

immanenten Herrengefühls, Selbstbesehl über

Zeit und Kraft. Medizinisch: Luft statt
Staub, Sonne statt Hochofenglut, gestreckter
Aktionsradius statt minutiöser Speziali-
sierung, gerades Schreiten statt krummen

Sitzens, Revolutionierung aller Muskeln

und der Nerven statt monomaner Be-

anspruchung eines isolierten Bündels. Das

seelendiätetischeGeheimnis der Freizeit ist
das Wiederzusammenwachsen des zerstückten
Arbeitsinstrumentes zur kosmisch um-

fangenen persönlichkeit.

In solchenErwägungen wurzelt das

nationalmoralische Recht des Wochenendes. Frühkykuß WMÆM M» D« L»

, : » ·v :

.

«

Sonntagsruhe

Gesundes WochenendeFalsch-to Wochenende —

Von des- Berliner lkoelcenemiausocezlung
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Des Sonnabendsrühschlusses. Wie Dehmel
es mit bildhafter Kürze sang: Nur Zeit!
Nur Zeit! Ferien von der Pflicht; neue

Möglichkeit zur Pflicht. Wochenende als.

Steigerung der Produktion, weil: Stärkung,
Entgiftung und Veredelung des Arbeitenden.

Wochenende —- nicht irgendeine neue Ver-

stiegenheit, nicht Sentimentalität. Vielmehr:
weitblickende Okonomie der Volkskraft. Die

Jdee marschiert. Eine Etappe ist die vor

einigen Tagen in Berlin eröffnete Aus-

ftellung, die inhaltreich und wohlgeordnet
einen Überblick gibt über Stabilisierung,
Methode, Ullgemeingültigkeit und: Gestaltung
des Wochenendes. Vorzüglich in Deutschland.

- "

Noch ist der Sonnabendfrühschluß bei uns WVØMMVWU tm Anmka

nicht eherner Bestand, wie etwa in England. -- -
—

.

Eine Statistik der Ufa ergibt für Un-

gestellte nachfolgendes Bild:

Zins-m Savgewde W IIng Ist-ist Moses-sehtngng

Man sieht, daß, gemessen an den ab-

geschlossenen Tarifverträgen, die Forderung
auf »Wochenende« noch keine absolute, im

Gegenteil sehr verschiedene Erfüllung hat.
Der entsprechende Paragraph in den Tarifs
verträgen ist noch elastisch..

Inzwischen werden die Vorbereitungenge-

troffen, experimentieren die Pioniere; be-

richten (durch Schrift und photographie) die

Vorposten, die Wandervögel, die Tourens

ruderer, die Sonderzügler, die Tauben-

kolonistenz kontrollieren die Ärzte, die

Krankenkassen, die Berufsorganisationen,
indem sie (wie der Deutschnationale Hand-
lungsgehilfenverein) vergleichen: die Zu-
hausebleibenden und die Wochenendler.

Inzwischen werden Fahrpreise ermäßigt
und Herbergen gebaut, werben Zeitschriften
und Bücher, Bilder und Lieder, erschließen
immer aufs neue verkalkte Städter sich der

Natur und schicken ihre Sehnsucht, die

Wälder und Wiesen, die Ströme und Berge
nicht nur am konventionellen Mittag zu
sehen, sondern in der Dämmerung des

Morgens und in der sprechenden Nacht
zu suchen.

"

Inzwischen wächst die Erkenntnis, daß
für die weltpolitische Bedeutung eines Volkes

gesunde Muskeln, feste Nerven, helle Augen
und wache Seele entscheidender sind, als

lekohoL Niggertanz und Kino.

Wandervögel beim Abendbrot

Aus deutschen Naturschutzgebieten
KAEM Ell-Morgen Märkte-lie- Laml im KLEMM meet Grimam —- Verkw like-so Kam-AM-, Katzin-Lie«erle«»
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Valorisationen als wirtschaftliches Kampsmittel.
Von Dr. Robert Arzet.

Rohstoffe und ihre Bedeutung im internationalen Wirtschaftsleben

«

Der Krieg hat den Beweis erbracht, daß eines der wichtigsten
Mittel der Weltpolitik die Herrschaft über gewisse für die Welt-

wirtschaft unentbehrliche Rohstoffe ist. Diese Erkenntnis ist in
den Nachkriegsjahren, die der Neuorientierung der völlig zerrütteten
Weltwirtschaftsverhältnisse gewidmet waren, vertieft worden. Die

ungewöhnlich stark in das Gefüge der internationalen Handels-
beziehungen eingreifende Verlagerung früherer Schwerpunkte hat
neue Kraftkomplexe geschaffen, die wiederum zu völlig neuen Kampf-
und Abwehrstellungen führten. Hat die weltwirtschaftliche Ent-

wicklung vor dem Krieg einen, allerdings nur oberflächlich, aus-

geprägten Gleichgewichtszustand zwischen Agrar- und Industrie-
ländern herausgearbeitet, so ist durch den Krieg die Tage in dieser
Hinsicht völlig verändert worden. Ehemals agrarisch eingestellte
Länder sind zu starker Jndustrialisierung übergegangen, und wenn

sie auch im Kampf um die Rohstoffmärkte kein entscheidendes Wort

mitzusprechen haben, so tragen sie doch zur Verschärfung der Nach-
fra e auf den Weltmärkten bei und bewirken oft, daß ein Produkt,
des en Preisbewegung bis dahin verhältnismäßig ausgeglichen war,

nach und nach in die Stellung eines Monopolartikels hineinwächst.
So sehen wir heute den Weltmarkt durch das Streben nach einer

Neuverteilung der Rohstoffdecke, nach Schaffung neuer

oder nach Erweiterung bereits bestehender Monopole beherrscht. Wie

Erich Obst in seiner unlängst veröffentlichten bedeutsamen Arbeit

»England, Europa und die Welt« überzeugend dargelegt hat, ist
Englands-. Kampf um die politische Macht, d. h. der britische
Imperialismus, gleichbedeutend mit dem Streben nach einer möglichst
weitgehenden Beherrschung der Weltmärkte, einmal zur
Sicherstellung der Ernährung und dann zur Versorgung der hei-
mischen Industrie mit Rohstoffen. -

Vom Wesen der Valorisation.
Die letzten Jahre haben nun gezeigt, daß der Besitz eines Roh-

stoffmonopols allein nicht genügt, um auch eine für die Produzenten
befriedigende Preisgestaltung zu gewährleisten. Sei es, daß
auf der einen Seite technische Umzwälzungen die Nachfrage plötzlich
beeinträchtigen — was verhältnismäßig selten vorkommt —, sei es,

daß auf der andern Seite eine unerwartet stark anschwellende Er-
- zeugung auf die Nachfrage drückt, jedenfalls sind Beispiele genug

vorhanden, die beweisen, daß die durch eine Monopolstellung be-

dingte Einseitigkeit oft die erwarteten Vorteile hinfällig werden

läßt. Zu den modernen Waffen der Monopolpolitik gehört die

Valorisation. Es ist dies ein Begriff, der in Vorkriegss
vokabularien der Wirtschaftswisfenschast verhältnismäßig selten vor-

kam. Man. versteht darunter den Versuch bestimmter Interessenten-
gruppen oder öffentlicher Stellen, die Preislage eines,Roh-
stoffes durch künstlicheMaßnahmen zu beeinflussen. Ver-

schiedene Wege können zu diesem Ziel führen. Durch eine geschickte
Marktpolitik läßt sich das Angebot in einem Produkt der schwan-
kenden Nachfrage anpassen. Dies setzt die finanzielle Möglichkeit
einer Zurückhaltung vorhandener Vorräte voraus. Besonders
Kaffee ist auf diese Weise wiederholt mit mehr oder weniger
Erfolg valorisiert worden, und, um schon hier darauf hinzuweisen,
es gehört zu den Treppenwitzen der Weltwirtschaft, daß sich Amerika,
als der Hauptabnehmer von Kaffee, in der letzten Zeit bereitgefunden
hat, an der Heraufsetzung der Preise durch Gewährung einer Anleihe

mitzuwirkenl Eine weitere Möglichkeit der Valorisation ist die

Einschränkung der Erzeugung durch Verringerung der

Anbaufläche oder durch andere die Verminderung der Produktion
erzielende Mittel.

Kaffee und Zucker.
Was die brasilianische K a f f e e v a l o r is a t i o n anbelangt,

so darf man aus der steten Erneuerung der einzelnen Valorisations-
maßnahmen nicht den Schluß ziehen, daß es sich um ein unbedingt
erfolgreiches Experiment handelt. Wenn es Brasilien gelungen ist,
die vor dem Krieg ausfgebauten Kaffeepositionen zu liquidieren, so
hat der Krieg selbst diese Abwicklung gefördert. Seitdem die

führenden Geldmärkte wieder liberaler in Anspruch genommen
werden können, ist auch Brasilien großzügiger in der Jnterventionss
politik. Im vergangenen Jahr hat es eine Anleihe von 10 Millionen
Pfund in London aufgenommen, und, wie bereits erwähnt, ist die

Emis ion einer weiteren Anleihe am Newyorker Markt geplant.
Die ethode besteht neuerdings in der Hauptsache darin, die Zufuhr
nach den Vers andhäfen zu regulieren; dagegen kommt eine Beschränkung
der Anbaufläche noch nicht in Frage. Diese Politik hat die Ah-
schwächungder Kaffeepreise, die im Jahre 1926 recht erheblich war,
nicht aufhalten können, was zum Teil auf die über Erwarten reich-
liche Welternte, zum Teil auch auf die Erstarkung der Außenseiter

zurückzuführen ist. .

»

Auf anderen Kolonialmärkten ist die beginnende Valorisierung
des Zuckers bemerkenswert. Die Versuche der kubanischen

UO

Regierung, in die Marktverhältnisse dieses Produkts einzugreifen,
setzten um die Jahreswende 1925X26 in der Weise ein, daß eine

Produktionseinschränkungverordnet wurde, die mit Strafen er-

zwungen werden sollte. Die Maßnahme war jedoch nicht aus-

reichend, und Ende des vergangenen Jahres faßte die Regierung den

Entschluß, eine schematische Begrenzung der Ernte auf 4,5 Millionen
Tonnen vorzunehmen. Dieser Schritt trifft zusammen mit einer

verhältnismäßig- knappen Rübenzuckererntein den Zuckerrübenländern
und bewirkte eine starke Heraufsetzung der Preise. Es darf daran
erinnert werden, daß vor dem Krieg eine internationale Bindung
des Zuckermarktes durch die sogenannte Brüsseler Konvention be-

stand. Auch- hier sind es Außenseiter, besonders die Philippinen,

Ziff
an einen Dauererfolg der Verknappungspolitik nicht glauben

a en.

Baumwolle.

·

In die neue Zeit fallen die Versuche, der seit Juli 1926 stark
sinkendenTendenz der B au mw o llp r e i s e Einhalt zu gebieten.
Hier haben in früheren Jahren der Rüsselkäfer und eine ausreichende
Beschaftigung der Baumwollindustrien für Korrekturen in der Markt-
gestaltung gesorgt. Im vergangenen Jahr arbeiteten sich diese beiden

Faktoren keineswegs in die Hände; im Gegenteil. Der Rüsselkäfer
-—·-

ein beliebtes Spekulationsobjekt »der Baumwollhändler —- ver-

hielt sich recht zahm, während auf der anderen Seite die Verwendung
von Baumwolle infolge der allgemeinen Krisis und der weitgehenden
Geschmacksumstellungder Verbraucher (Bevorzugung von Kunstseide)
eine starke Einschränkung erfuhr. Der Preisjturz von Baumwolle

ist für die Weltwirtschaft von weit größerer Bedeutung als die

rückläufige Bewegung einzelner Kolonialwaren. Amerika hat für
dieses Produkt faktisch ein Monopoh wenn auch gewisse Qualitäten
der ägyptischenBaumwolle bevorzugt werden. Die erste Valorisation
setzte im SeptemberlOktober 1926 ein. Sie beschränkte sich aber

zunächst auf langwierige Verhandlungen zwischen der Regierung
und den Finanzkreisen und schließlichwurden den Farmern Kredite

zur Verfügung gestellt, welche die urückhaltung von etwa 4 Mil-
lionen Ballen ermöglichten. Inde sen muß berücksichtigt werden,
daß auch schon in früheren Jahren eine liberale Erntefinanzierung
tattgefunden hatte. Das Ackerbauministerium hat sich vergeblich
emüht, zunächst moralischen Einfluß im Sinne einer Anbau-

beschränkung auf die Farmer auszuüben. Weiter wird die Einfluß-
nahme der Regierung auf die Produzenten auch in Zukunft
nicht gehen.

Kautschuk.
Die Ksauts chukv alorisierung bietet das ausgeklügeltste

Beispiel einer Rohstoffkontrolle. Die Umstellung der Weltwirtschaft
vom brasilianischen Kautschuk, der seinerzeit der wichtigste und

steuerlich einträglichste Rohstoff des, Landes war, auf Plantagen-
kautschuk ist ein beinahe tragisches Kapitel; die Preisbewegung
dieses Rohstoffes fällt völlig aus dem Rahmen der sonst bekannten

Preisschwankungen heraus. Es war ein bedeutsamer Zufall, daß
parallel zur außerordentlichen Erweiterung der Produktionsbasis
au den Malaien die sprunghafte Entwicklung der Automobilindustrie
lies.Nur diesem Umstand ist es zu verdanken, daß der Produktion
eine einigermaßen entsprechende Nachfrage gegenüberstand und so
zunächst eine dauernde Depression der Preise vermieden werden

konnte. Trotzdem kam es in den letzten Jahren zu einem langsam
steigenden Übergewicht der Produktion und so zu einem Preisdruck,-
der vielen Plantagen das. Arbeiten nicht mehr möglichmachte. Hier
setzte dann die Politik des Colonial Okkice ein, und heute ist durch
ein gut ausgearbeitetes System der Exportkontingentierung verbunden

mit einer Steuer, scheinbar dafür gesorgt, daß der Preis sich nicht
wesentlich von der im Dezember 1926 erreichten Basis von l s 6 d

bis 1 s 9 d pro engl. Pfund entfernen wird. Die starken Schwan-
kungen der Gummipreise haben im vergangenen Jahr die Verbraucher
in den Vereinigten Staaten aufgerufen. Abgesehen davon, daß in

Mittelamerika, auf den Philippinen und auf Borneo amerikanische
Plantagen gegründet worden sind, befaßt man sich wieder mit dem

Problem des künstlichenKautschuks, das bekanntlich durch deutsche
Forscher, insbesondere durch den Direktor des Kohlerrforschungss
instituts zu Breslau,« Professor Hoffmann, in den letzten Jahren
wesentlich gefördert worden ist. Immerhin dürfte auf der heutigen

. Preisbasis der künstliche Kautschuk noch nicht in den Wettbewerb

mit dem natürlichen Produkt treten können.

Edelmetalle.

Eine ähnliche Enttäuschung wie auf dem Baumwollmarkt er-

fuhren die Amerikaner auf einem anderen Gebiet, auf dem sie fich
in Monopolstellung dünkten, nämlich auf dem Kupfermarkt.
In den Jahren 1924 und 1925 ist trotz der beispiellosen Aufnahme-
fähigkeit der amerikanischen Wirtschaft für dieses Metall ein- Preis-
stand erreicht worden, der bei vielen Gesellschaften die Unkosten

»
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nicht mehr deckte. Gleichzeitig entstanden der amerikanischen Kupfer-
industrie Außenseiter in Afrika (Katanga), während andere Kon-

kurrenten in Südamerika noch rechtzeitig unschädlichgemacht werden

konnten. Da die gesetzlichen Bestimmungen in den Vereinigten
Staaten einer eigentlichen Trustbildung im Wege stehen, hofften die

amerikanischen Produzenten eine bessere Marktkontrolle durch
Schaffung eines Ausfuhrkartells und durch Fühlungnahme mit den

konkurrierenden Kupfergruben zu erreichen. Das Kartell ist im

Spätherbt 1926 in Kraft getreten; doch erwiesen sich die Markt-

verhältnisseals überlegen, und die Jahreswende brachte einen neuen,
bis dahin noch kaum erreichten Tiefstand der Kupferpreise.

Der Zusammenschlußder wichtigsten S i lb e rp r o d u z e n t e n

der Vereinigten Staaten und Eanadas zu der Amerioau silvek

Producers Association kann ebenfalls als ein erster Versuch einer

Valorisierung für dieses stark im Preise gedrückteMetall betrachtet
werden. Originell ist der Plan, der jüngst zur Kontrolle der G o ld -

preis e publiziert worden ist. Die Eigenart des Goldes als Ware
und als Währungsmetall bedingt naturgemäß eine völlig anders

geartete Einstellung zur Preisfrage. Die Gelehrten sind sich über
die Zukunft des Goldess nicht einig. Während der eine der Ansicht
ist, daß die Möglichkeit einer Goldverknappung, d. h. eines Steigens
des Goldpreises besteht, glauben andere Sachverständige eher an einen

Goldüberfluß und eine Baisse des gelben Metalls; sie verlangen
Schutz der südafrikanischen Produzenten. So plädiert der süd-
afrikanische Professor Tehfeldt für die Errichtung einer Kontrollstelle
im Goldhandel, ähnlich der auf dem Diamantenmarkt bestehenden.

»Die Folgerungen für Deutschland.
Welche Folgerungen ergeben sich nun für Deutschland aus

diesen Kämpfen um die RohstoffbeherrschungP Es besteht kein

Zweifel, daß der Mangel an wichtigen Rohstoffen den Erfindergeist
der deutschen Forscher außerordentlich gestärkt hat. S pu-
thetis cher Kauts chuk ist, wie bereits erwähnt, von deutschen
Gelehrten erfunden worden, und viele Anfragen aus Amerika be-

weisen, daß man auf spätere industrielle Verwertung der deutschen
— Patente Hoffnungen setzt. Der Kampf um das Ol scheint ebenfalls

in ein neues Stadium zu treten. Gelingt es in Deutschland, die
Koh lenveredlung in großem Maßs ab durchzuführen,so wird

Deutschland allmählich eine gewisse Unab ängigkeit von den inter-
nationalen Olmärkten erlangen. Dem Streben nach-»Unabhängig-
machung von fremder Willkür ist jedoch eine Grenze gesetzt, be-

sonders hinsichtlich der Nahrungs- undf GenußmitteL
Jn solchem Zusammenhang wird man die Forderung einer Rück-
gab e d eutsch er K o lonien unterstützen müssen. Deutschland
hat in seinen afrikanischen Kolonien Pionierarbeit geleistet. Nicht
nur in Kaffee, sondernauch in Tabak, Sisalhanf und Kautschuk ist
es den deutschen Pflanzern gelungen, die deutsche Zahlungsbilanz
durch wachsende Einfuhren aus den eigenen Kolonien zu entlasten
und der Gefahr einer einseitigen Preiseinwirkung zu steuern. Die
Unfähigkeit oder Unwilligkeit der Mandatarländer, die in den

deutschen Kolonien begonnene Arbeit fortzusetzen, hat ihre Ursache
gerade darin, daß diese Länder im Hinblick auf ihren alten Kolonial-

besitz kein Interesse haben, neue Produktionsgebiete zu erschließen.

W

Zur Wandersürsvrge.
Von Regierungsrat Dr. R i«ch t e r.

Wenn man vom Wandern spricht, so denken die meisten Menschen
an die alten Volkslieder, die von Wanderslust und -leid singen,
oder an die köstlicheGeschichte des Landstreichers Knulp, die uns

Hermann Hesse beschert hat. Aber die Zeiten haben sich seitdem
gewandeltund die Wanderer, die wir jetzt auf der Landstraße treffen,
haben nicht viel Romantisches an sich. Es ist ein bunt zusammen-
gewürfeltesVolk, dessen Herkunft festzustellen dem Statistiker er-

hebliche Schwierigkeiten bereiten dürfte. Sehr viele Bettler, Vaga-
bundenund andere asoziale Elemente sind unter ihnen, die sich den
Winter über in den Großstädten verborgen halten und sich im

Sommer durch das Tand hindurchfechten. aneben gibt es eine
nicht unbeträchtlicheZahl von Arbeitslosen, die in der trügerischen
Hoffnungleben, auf ihren Wanderungen eine passende Arbeitsstelle
ZU finden Jn dieser Gruppe trifft man auch recht viele Jugendliche
on- die ihr Wandertrieb oft von einem Ende des Reiches zum andern
führt Fast alle diese Arbeiter sind mittenos. Gelegenheit-away
PUVFHdie sich die guten Elemente unter ihnen durchzuhelfen hoffen,
Ist III Unserer Zeit der organisierten Arbeitsvermittlung nur schwer

RjindemDen Unbilden der Witterung ausgesetzt, durch die langen
mcscheund die damit verbundenen Strapazen erschöpft,geraten die

Wanderer leicht in Rot und müssen um Hilfe bitten. err setzt die

Aufgabeder Wandererfürsorgeein.
·

Ie. aUf Manchen anderen Gebieten der Wohlfahrtspflege, so
hasanchin der Wandererfürsorgedie freie Tiebestätigkeit dem Staate

pwmekdfenssegeleistet. Es war vor allem Pastor von Bodelschwingh,der bereitsin»denachtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts das
Problem in seiner ganzen Tragweite erkannte und für die »Brüder
von der Landstraße«in Bethel bei Bielefeld und an anderen Orten

Arbeiterkolonienins Leben rief, in denen die Wanderer durch ge-

VeäelteArbeit selbst für ihren Lebensunterhalt sorgen mußten.
» Pbektstatt Almosen«ist die Losung, unter der auch jetzt noch die
metst von karitativen Organisationen geschaffenen Arbeiterkolonien
und Wanderarbeitsstättenihr segensreiches Werk vollbringen. Da-

Febenhaben sich auch Länder, Provinzen und Gemeinden im Rahmen
er «Armenfürsorgetatkräftig der Wanderer angenommen, ohne daß

es Indessen gelungen wäre, der Schwierigkeiten wirklich Herr zu
Werden oder auch nur die notwendige Einheitlichkeit der von ver-

schiedenenStellenausgehenden Fürsorgemaßnahmenzu erreichen-
Da die Wanderer ihren Weg durch das ganze Reich nehmen

und die Aufgaben, vor die sie die Fürsorgeorgane stellen, in allen

Tandesteilenungefähr die gleichen sind, lag es nahe, eine reichs-
gesetzliche Regelng der Wandererfürsorgeanzustreben. Tatsächlich
hat auch bereits im Jahre 1913 das damalige Reichsamt des Innern
einen entsprechendenGesetzentwurf ausgearbeitet, der nur infolge
des Krieges nicht weiter verfolgt werden konnte.

Jn der Nachkriegszeitsind die Aufgaben der Wandererfürsorge
noch bedeutsamer geworden, weil sich infolge der Wirtschaftskrisis
Und·derMassenarbeitslosigkeitdie Zahl der Wanderer naturgemäß
vervielfacht hat. Das Fehlen einheitlicher

Grundsä?e
für diesen

FüfsprgezweigMochte sich hierbei störender denn e bemerkbar.
ohlsendeinzelne Tandesteile über ein gut ausgebautes Netz von

Arbeiterkolonien und Wanderarbeitsstättenverfügen, find in anderen

Bezirkensolche Einrichtungen kaum vorhanden, was zu einer sozial
unerwunschten Ablenkung des Wandererftromes und zu einer
ungerechten Verteilung der Fürsorgelastenführt. -

·

Die Einzelunterstützungder hilfsbedürftigen Wanderer obliegt
seit dem Inkrafttreten der Fürsorgepflichtverordnungden Bezirks-
fürsorgeverbänden(Stadt- und Landkreise, in Süddeutschland Be-
zirke). Wenn sie auch leistungsfähigersind als die unter der Herr-
schaft,des alten Armenrechtszuständigen Gemeinden, so ist doch
auch ihr Bezirk meistens nicht umfangreich genug, um die Schaffung
größerer Fürsorgeeinrichtungenzu finanzieren. Auch wollen die

Klagen nicht verstummen, daß mehr Fürsorgeverbände trotz der Straf-
bestimmungen des Fürsorgerechts hilfsbedürftigeWanderer mit unzu-
länglichen Unterstützungen absch-ieben, um nicht mit den Kosten
wirklich ausreichender Fürsorgemaßnahmenbelastet zu werden.

' Angesichtsdieser Schwierigkeiten ist die Forderung nach einer
reichsgesetzlichen Regelung der Wandererfürsorgeerneut mit Nach-
druckerhoben worden. Sie ist namentlich von- den großen Wanderer-
fürsorgeverbänden—— dem Zentralverband deutscher Arbeiterkolonien,
dem Deutschen Herbergsverein und dem Gesamtverband deutscher
Wanderarbeitsstätten (Verpflegungsstation) —-

ausgegangen, die sich
in ihrer praktischen Arbeit durch den gegenwärtigen Rechtszustand
beeinträchtigt fühlten. Die zuständigenReichsstellen haben sich dieser
Forderung nicht verschließenkönnen und vor kurzem den Entwurf
eines Reichsgesetzes über das Wandererwesen der öffentlichen Kritik
unterbreitet (Reichsarbeitsblatt 1927 Nr. 9). Der Entwurf hat den

Charakter eines Rahmengesetzes, das den Ländern und den aus-

führenden Organen der Wandererfürsorge den erforderlichen Spiel-
raum läßt. Da das neue Fürsorgerecht erst seit drei Jahren in Kraft
ist und Änderungen nach so kurzer Zeit nur Verwirrung schaffen
könnten, beschränkt sich der Entwurf darauf, die Bedürfnisse der

Wandererfürsorge im Rahmen des geltenden Fürsorge-
rechts zu berücksichtigen. Gleichwohl packt der Entwurf eines
der Kernprobleme der Wandererfürsorge an, indem er in den Landes-

fürsorgeverbänden (Länder bzw. Provinzen) der Wandererfürsorge
verantwortliche und leistungsfähige Träger gibt. Die Tandesfürsorges

·

verbände werden also, sofern das Tand nichts anderes bestimmt, an

die Stelle der in ihren Gebieten liegenden Bezirksfürsorgeverbände
treten, die für diese Aufgabe zumeist nicht groß und finanziell
kräftig genug wären. Es wird damit einer von jeher im Fürsorge-
recht geltenden Übung entsprochen, Aufgaben, deren Bedeutung über

den örtlichen Bezirk hinausgeht und dessen Leistungsfähigkeit über-
steigt, dem weiteren oder- übergeordneten Verbande zu übertragen.
Sache der Landesfürsorgeverbände wird es in Zukunft sein, im Ein-

vernehmen mit den Bezirksfürsorgeverbänden ihres Bereichs und den

benachbarten Landesfürsorgeverbändennach und nach ein lückenloses
Netz von Fürsorgeeinrichtungen zur Aufnahme und Lenkung des

Wandererftroms zu schaffen.
Der Entwurf sieht weiter für die Reichsregierung die Er-

mächtigung zum Erlaß seinheitlicher Grundsätze über das Wanderer-

wesen vor. Neben der zweckmäßigenGestaltung der praktischen
"Fürsorgearbeit werden« diese Grundsätze vorwiegend Fragen polizei-

lichen Charakters, insbesondere die etwaige Schaffung von Wander-

Its
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straßen und die Einführung von Wanderpapieren behandeln müssen.
Ferner wird die Frage der Arbeitsvermittlung für die Wanderer
in den Grundsätzen eine wichtige Rolle spielen. Die eingehenden
Vorschläge, welche die Wandererfürsorgeverbände für die Regelung
aller dieser Fragen gemacht haben, werden für die Grundsätze des

Reiches wertvolles Material bieten.
Es ist bemängelt worden, daß der Entwurf ausschließlichvon

fürsorgerischen Gesichtspunkten ausgeht und nicht stärker die

Wanderer berücksichtigt,die arbeitsvermittlungsfähig sind und einen

Die dritte Abrüstungskonferenz.
Artikel 8 der Völkerbundsatzung, sowie die Präambel zu Teil 5

des Friedensvertrages enthalten die Zusage der allgemeinen Ab-

rüstung als Folge der durchgeführten Abrüstung der im Weltkriege
unterlegenen Zentralmächte. Wie bekannt, ist diese Zusage, ohne
deren Verwirklichung die Institution des Völkerbundes ihren Sinn
verlieren würde, bis zur Lösung der Sicherheitsfrage in Tocarno und

der dort erfolgten Bereitwilligkeitserklärung Deutschlands zum
Eintritt in den Völkerbund mit wechselnder Begründung immer

wieder hinausgeschoben worden. Im Mai vorigen Jahres ist dann

mit deutscher Beteiligung die Erste Vorbereitende Abrüstungs-
konserenz1) zustande gekommen, deren Fortsetzung von zwei Unter-

ausschüssen,einem militärischen und einem wirtschaftlichen, nahezu
permanent betrieben wurde. Diese Ausschüsse haben sich mit der

Beantwortung des von der Konferenz aufgestellten Fragebogens be-

faßt: eine Arbeit, die schließlichin zwei voluminösen Berichten, die

militäripolitischen Handbüchern zur Abrüstungsfrage gleichkommen,
festgelegt worden ist. Diese erste Vorkonferenz und ihre Unter-

ausschüfsehaben indes nur den Erfolg gezeitigt, daß die Abrüstungs-
debatte überhaupt in Fluß kam, daß sie von der von Frankreich in

den Vordergrund gerücktenSicherheitsfrage, deren Lösung dem Völker-
bundrat überlassen wurde, getrennt wurde, und daß die französische
These von den potentiellen Kriegsrüstungem mit der jede Sabotage
der Abrüstung seitens der Militärmächte gerechtfertigt werden könnte,
von den Verhandlungen grundsätzlichausgeschaltet blieb. Die zweite
Vorkonferenz, die nur wenige Tage der dritten Septemberwoche in

Anspruch nahm, ist außer der prinzipiellen Erklärung des Staats-

sekretärs von Schubert zur Frage kaum beachtet worden, da sie im

Rahmen jener Vollversammlung des Völkerbundes stattfand, in der
Deutschlands Einzug in Genf erfolgte. So hat erst die dritte Vor-

konserenz, die in diesen Tagen voraussichtlich zu Ende geht und dann

mit Einrechnung der für die Kommissionen weiterhin arbeitsreich
verlaufenen Osterpause fünf Wochen lang getagt hat, die allgemeine
Aufmerksamkeit auf die hier behandelten verwickelten probleme zu
lenken vermocht.

«

Der Zweck dieser Tagung war die Vorbereitung eines Kon-

ventionsentwurfes, der der eigentlichen großen Abrüstungskonferenz
zur Beratung und Beschließung vorgelegt«werden sollte. Der Verlauf
der Verhandlungen macht es aber bei Niederschrift dieser Zeilen
wahrscheinlich, daß schon nach ihrer Veröffentlichung die Konserenz
ohne Erreichung ihres Zieles bereits geschlossen sein wird. Ein Ein-

treten in die zweite Lesung des Entwurfes, der auf Grund« des eng-

lischen Memorandums und des französischen Gegenvorschlags unter

Zugrundelegung der bei den Beratungen vorgebrachten Anträge und

Vorbehalte durch Gegenüberstellung der einander widersprechenden
Auffassungen zustande kam, würde die bei der ersten Lesung nur

mühsam verdeckten Gegensätze erneut zum Durchbruch bringen und

die Debatte auf unabsehbare Zeit verlängern. Infolgedessen wird

die zweite Lesung vermutlich erst auf einer vierten Vorkonferenz kr-

folgen können, die vielleicht wie die zweite im vorigen Jahre, während
der Herbsttagung der Völkerbundversammlung tagen kann. Das

Zustandekommen der großen Abrüstungskonferenz das Lord Robert

Cecil schon vor Jahresfrist ,,kaum vor Ende 1927« erwartete, ist
dagegen nach den bei den diesmaligen Verhandlungen zutage ge-
tretenen Differenzen der französischenund der englisch-amerikanischen
Gruppe, gar nicht abzusehen, solange die Ergebnisse der zweiten Lesung
nicht Klarheit schaffen.

Vorerst ist nur soviel"sicher, daß keine wesentliche Frage geregelt
werden konnte, weil aus der einen Seite Frankreich seine militärische
Vorherrschaft nicht durch international gültige Abrüstungss
bestimmungen beeinträchtigen lassen möchte und weil auf der anderen

Seite die Seemächte England und Amerika ihre maritime Stellung
behaupten und vor allem nicht zugunsten französischerVorherrschafts-
gelüste zu Lande, zu Wasser und in der Lust beschränkt zu sehen
wünschen. So sind die Gegensätze von vornherein unvereinbar ge-

» wesen, da eine Gruppe die andere abrüsten möchte und niemand bei

sich selbst Hand anlegen will. Schon am ersten Sitzungstage ist
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Anspruch auf Erwerbslofenunterstützunghaben. Man« hat vor-

geschlagen,diesen Personen auch während der Wanderschaft die

Beiträge der Erwerbslosenfürsorge zu gewähren, und zwar in Form
von Naturalbezügen. Die Stellung zu diesem Vorschlag ist von der

Vorfrage abhängig, ob man auch unter den heutigen wirtschaftlichen
Verhältnissen glaubt, das Wandern begünstigean sollen. Be-
merkenswert ist jedenfalls, daß die Gewerkschaften, die in früheren
Zeiten ihren Mitgliedern sehr erhebliche Reiseunterstützungen ge-
währten, dem Vorschlage ablehnend gegenüberstehen.

Zur ZeitgeschichieTi-
Paul Boncour, der französischeHauptdelegierte und· Militärsozialist,
durch die Vorlage des englischen Konventionsentwurfes sehr un-

angenehm berührt gewesen. Er hat unmittelbar darauf mit einem

französischenGegenprojekt geantwortet, um dem französischenStand-

punkt gegenüber dem angelsächsischenNachdruck zu verleihen. Aus

der Gegenüberstellung dieser Entwürfe ergab sich auf der Konferenz
bald eine Gruppierung der Mächte, innerhalb deren Deutschland,
wenn es sich nicht der Gefahr aussetzen wollte, daß ihm die Verant-

wortung für die Mißerfolge der Konferenz aufgebürdet werden

würde, eine sehr vorsichtige Stellung einnehmen mußte. Dennoch
entsprach diese Stellung zwischen den Gruppen auch wieder der Natur
der Dinge, da Deutschland als die zwangsweise abgerüsteteGroßmacht
mit dem durch den Versailler Vertrag verbriesten Anspruch auf
Abrüstungsbeginn auch bei den Nachbarn an nichts anderem als an

der objektiven Abrüstung Interesse hat. So konnte Deutschland in

der Frage der Tandabrüstung im wesentlichen mit der angelsächsischen
Gruppe und in der Frage der Seeabrüstung im wesentlichen mit der

französischsromanischen Gruppe gehen. Höchstens bei der Luft-
abrüstung mußte Deutschland das übrigens selbstverständliche
egoistische Interesse vertreten, daß die Abrüstung der Luftslotte sich
nicht gegen die wieder im Aufstieg begriffene Zivilluftfahrt, sondern
an die Militärluftflotte der noch unabgerüsteten Mächte wende.

Indes zeigt schon dieser Hinweis, daß die französische These von dem

Kriegspotentiell der Anderen, mit dem Frankreich die Abneigung
gegen die Abrüstung im eigenen Lande gern begründen möchte, trotz
ihrer Ablehnung durch die erste Vorkonferenz noch immer in den

Köpfen der französischen Abrüstungsdelegation spukt.
Darüber hinaus ist aber bei den Debatten das eigentliche Ziel,

die allgemeine Abrüstung, die der gewaltsamen Abrüstung der Mittel-

mächte nach den Bestimmungen des Friedensvertrages und der

Völkerbundsatzung folgen sollte, um »einewirkliche Befriedung
Europas herbeizuführen, in Vergessenheit·geraten.Im Taufe der

Verhandlungen ist aus der Abrüstung die Rüstungsverminderung
aus dieser die Rüstungsbegrenzung geworden; und selbst dieses Ziel
der Beschränkung der Rüstungsfreiheit der- Großmächte, das im Sinne

des Grafen Bernstorff zu jenen «Scheinlösungen« gehören würde,
zu der Deutschland nicht seine Unterschrift geben dürfte,erschien dem

Belgier de Brouckåre so wenig erreichbar, daß er sich mit der einfachen
Bekanntgabe des Rüstungsprogrammes der Einzelmächte als

Konferenzergebnis anscheinend schon zufrieden geben möchte. Ie mehr
man sich in die Genfer Debatten vertieft, um so deutlicher wird die

Erkenntnis, daß nur echter Abrüstungswille, wie er bei der Ver-

tretung bereits abgerüsteter Mächte wie Deutschland zum Ausdruck

gelangte, ein Ergebnis herbeiführen könnte. Dahingegen droht der

Wille der stark gerüsteten Mächte, die je nach ihrem Interessengebiet
entweder zu Lande oder zu Wasser oder in der Luft ihre Rüstung
beibehalten wollen, auch die großeAbrüstungssKonferenzder Zukunft
zur Erfolglosigkeit zu verurteilen und die geschichtliche Entwicklung
um eine Möglichkeit zu betrügen, die der Menschheit eine bessere
Zukunft eröffnen könnte. «

"

Wie weit entfernt man von diesem idealen Ziele noch ist, lehrt
der Vergleich der deutschen Einstellung zur Frage mit derjenigen
der stark gerüsteten Großmächte. Während der deutsche Vertreter
von Anfang an jede Teillösung für unbefriedigend erklärte und die .

Herabsetzung der Rüstungen statt ihrer Begrenzung forderte, weil die
allgemeine Abrüstung als Endziel im Auge behalten werden müsse
und Deutschland auf ihre Einleitung ein juristisches und moralisches
Recht habe- suchten Franzosen und Belgier gelegentlich sogar diese
Berufung auf den Versailler Vertrag zu bestreiten. Wohingegen
sie dem Artikel 28 des französischen Abrüstungsentwurfes Geltung
zu verschaffen wußten, der ausdrücklich besagt, daß durch keinen zur
Abrüstungsfrage etwa getroffenen Beschlußdie uns durch den Ver-

sailler Vertrag in der gleichen Frage auferlegte Ausnahmestellung
geändert werden dürfe! Ein anderes Beispiell Der englische Ent-

wurf sieht eine Beschränkung der stehenden Heere einschließlichder-

jenigenausgebildetenReserven vor, die bei der Mobilmachung sofort
verfügbar sind; der französische Entwurf aber operiert mit dem

Begriff der ,,Effektivstärken« der aktiv dienenden Mannschaften,
wie er auch die Beschränkungdes Kriegsmaterials lediglich im Wege



Der Heimatdienst
—

der Ausgabenbeschränkung vorsieht, während er ebenso ·wie bei den

lebenden Reserven die riesigen Reserven an Kriegsmaterial, die z. B.

Deutschland vollständig abliefern oder vernichtenmußte,keinerleiBe-

schränkungunterwerfen will! Demgegenuber hat sich die deutsche
Delegation selbstverständlichfür die Erfassungder Reserven an Men-

schen und Material energisch aussprechen mussen.·Jm Lichteder fran-
zösischenHeeresorganisation, die die ganze Nation im Kriegsfall in
den Dienst des Kriegles stellt, ist diese franzosischeAbrustungstakvtik
begreiflich. Gänzlich unbrauchbar aber erscheintsie furveine Ein-

leitung zur allgemeinen Abrüstung, wie»sie.den im Weltkriege unter-
legenen Mittelmächten als Äquivalent su·rihre gewsaltsameAbrustung
in Aussicht gestellt worden ist und wie sie von diesen auch mit Ruck-
fkcht auf ihre Sicherheit gefordert werden muß,wenn anders nicht
der Ruf nach Wiederaufrüstung hier unwiderstehlich«werd·ensoll.
Auch in der Frage der Luftstreitkräftemochte Frankreichnicht nur

die rein militärischen Fahrzeuge, wie es der englische Vorschlagvor-
sieht, der Rüstungsbeschränkungunterwerfen,sondern»auchdie«zivile
Luftfahrt aus den schon erwähnten Motiven zur Abrustung mit her-

anziehen. Hier aber wie inder Frage der Rustungskontrolle,in der

vor allem die Vereinigten Staaten, aber auch Italien, sich unnach-
giebig zeigten, wurde keinerlei Ergebnis erzielt. Nur der deutsche
Standpunkt, der die zivile Lustsahrt unangetastet läßt und Mann-

schafts- wie Materialbestände nach Möglichkeit herabgesetzt sehen
will, erscheint in dem Widerstreit der Meinungen logisch und

konsequent. -

»
In der Frage: der Seeabrüstung hat sich Deutschland der franzö-

sischen Anschauung Cngeschldssen- daß nicht nur die maritimen Streit-
kräfte an Schiffen- sondern Auch an Mannschaften derBeschränkung
Unterliegen Müssens Im Übrigen erhob sich in dieser Frage, die ja
aufs Wunsch des Präsidenten der Vereinigten Staaten in einer Kon-
ferenz der Seemåchte in Gens gesondert von den Abrüstungsversuchen
desVölkerbundes behandeltwerden wird, ein entscheidender Gegensatz
zWIschendem franzesljchenUnd dem englischen Abrüstungsstandpunkt.
So Wunscht HerenslifcheEntwurf die Grundsätze des1 Washingtoner
UlZXOMMMSuber die Beschränkungder Tonnage für große Linien-
schtffe auch fur die übrigen kleineren Seestreitkräfte wie Kreuzer,
Untekfees und Torpedoboote auszudehnen, umdie britische Seeherr-
schaft zU erhalten. Der französischeEntwurf will dagegen die Ge-

samttonnage als einzig brauchbaren Maßstab fiir die- Ubriistung an-

sehen Und jedem Staat ein bestimmtes Höchstmaß an Tonnage zu-
erkennen- Ohne ihm Vorschriften über dessen Verteilung auf die ver-

schiedenen Schiffskategorien zu- machen. Jn dieser Frage haben auch
die Jtaliener dem französischen Standpunkt energisch beigepflichtet,
weil natürlich die kleineren Seemächte ein wesentliches Interesse
daran haben, daß ihnen nicht die Möglichkeit genommen wird, statt .

der kostspieligen Großkampfschiffeeine größere Anzahl kleinerer See-

stteitkräftezu bauen. Aber auch in diesen Fragen ist keinerlei Eini-

gung erfolgt.
. Die Enttäuschung-,die sich«überall wegen des Verlaufs der dritten

Abrüftungskonferenzgeltend macht, weil diese keine Aussichtenauf
greifbare Resultate in naher Zeit eröffnet, ist gewiß begreiflich.
Darüberdarf aber nicht vergessen werden, daß die Probleme der Ab-

rUstUnLdso sehr sich auchi manche Großmächte ihrer Lösung noch ent-

gesenstkmmelbnoch niemals vor aller Welt in solcher Ausführlich-
keit erörtert worden sind. Was früher nur im Dunkel der Kabinette
oder in geschlossenenKonserenzen erwogen wurde, wird heute unter

dkn UUgeU der Weltpresse und in voller Erkenntnis der Tragweite
dlesek Verhandlungenzur Diskussion gestellt. Auch eine ergebnislos
verlaufendeAbrüstungskonferenzist daher nicht mehr wie früher nur

dIe Ungelegenheitpazisistischer Kreise, sondern eine Frage, die nach
em ka alle europäischen Teilnehmer verlustreichen Kriege zu- er-

neutem Nachdenken zwingen muß. Die abgerüsteten Länder aber
Und Deutschland besonders haben, je mehr sie wieder zu Kräften
kommen-um so größeres Interesse, das Abrüstungsversprechen des

VersaillerVertrages, das eines der ganz wenigen Vorteile dieses
UnglUckIichenFriedeninstrumentes darstellt, als Jdeal hochzuhalten
imd dUPchScheinlösungennicht verdunkeln zu lassen. Dabei wird

Immer im Auge zu behalten sein, daß nicht die Verhinderung des

WetIkUstenswie vor 1914, sondern die Einleitung der allgemeinen
Abrustung das Ziel ist, das-wir von Genf verlangen müssen.

Der Kampf der Memeler um ihre AutonomielÄ
Die neuesten Meldungen aus dem Memelgebiet zeigen, daß die

Autonomiedes Landes, die unter den schwersten Verhältnissen er-

kampft wurde, heute stärker denn je gefährdet ist. Ende März des-
ahres wurde dem verdienstvollen Leiter des Schulwesens im Kreise

HekdekrUYSchulrat Meyer, seine Stellung gekündigt, und zwar
Unter demmerkwürdigenVorwande, daß er Behauptungen aufgestellt
the, die. geeignet gewesen seien, das Ansehen der Regierung des

emellandes herabzusetzen. Kurze Zeit darauf wurde auch dem

Tendsorstmeisterim Memelgebiet, Luther, seine Stellung vom

Direktorium gekündigt. Alles spricht dafür, daß diese Maßnahmen
Segen das memelländische Beamtentum nicht vereinzelt bleiben

werden. Es ist offenbar eine Ausschaltung der führenden deutschen
Elemente beabsichtigt. Zugleich wird ein entscheidender
Schritt gegen die MemelsKonvention und das Memel-
Statut vorbereitet. Konvention und Statut sind seinerzeit vom

Völkerbund zur Festlegung und Sicherung der Autonomie des-Memel-

gebietes innerhalb des litauischen Staates und zum Schutze des

deutschen Elementes im Memelgebiete vereinbart und von der

Iitauischen Regierung feierlich anerkannt und unterzeichnet worden.

Jn offenkundigem Widerspruch zu diesen Verpflichtungen wollen
Gouverneur und Direktorium jetzt K o n t r o ll k o m m i s s i o n e n

zur Überwachung der Ausführung der MemelsKonvention und zur
Aufdeckung angeblich vorhandener Mißstände einführen. Als Grund
für die Einrichtung dieser Kommissionen wird angeführt, daß die

tatsächlichenVerhältnisse im Schulwesen, in der Verwaltung und auf
andern Gebieten nicht mit den Bestimmungen der Konvention über-

einstimmten. Die Kompetenzen der autonomen Behörden des

Memelgebietes sollen zwar angeblich durch die neuen Kommissionen
nicht eingeschränkt werden, die memelländische Bevölkerung fürchtet
aber sich-er nicht mit Unrecht als praktische Auswirkung der neuen

Maßnahme eine Einschränkung, vielleicht sogar die Ver-
nichtung der Autonomie. Diese Gefahr ist um so größer,
als der memelländischeLandtag zur Zeit aufgelöst ist, also
keinen Protest erheben kann. Die Befürchtung ist nicht von der Hand
zu weisen, daß Gouverneur und Direktorium die Besetzung dieser
Kontrollkommissionen vornehmen, ehe der Landtag überhaupt befragt
werden kann. Unter diesen Umständen würden die Kommissionen
voraussichtlich eine ganz einseitige litauische Zusammensetzung er-

halten.
"

Es kennzeichnet die eigenartige Natur der Verhältnisse im

Memelgebiet, daß Direktorium und Landtag sich bisher auf die

Bildung einer tragfähigen Regierung nicht einigen konnten, daß der

Landtag schließlichunter der Herrschaft der Militärdiktatur
am 22. Januar d. J. ausgelöst wurde und daß die Reuw ahleii
zu diesem Landtag, die ursprünglich auf den 4. März d. J. angesetzt
waren, auf den 8. April und seitdem immer weiter hinaus-
geschoben werden. Immer aufs neue wird die Neuwahl von

litauischer Seite an die Bedingung geknüpft, daß jeder Großlitauer,
der im Memelgebiet sich aufhält, auch die litauischen Soldaten, in

diesem Gebiete wahlberechtigt sein sollen. Dieser Standpunkt wird
von den deutschen Parteien und auch vom Magistrat der Stadt
Memel energisch zurückgewiesen,da er zu dem Begriff der Autonomie
des Landes in direktem Gegensatz steht. Nunmehr versuchen die

litauischen Behörden den Wahlbehörden, die bisher fast nur aus
Deutschen bestanden, eine andere Zusammensetzung zu geben, um die

Ausnahme der Großlitauer in die Wahllisten zu erzwingen. Das

derzeitige Direktorium Schwellnus geht nach dieser Richtung mit den

schärfsten Mitteln vor. Es ist nicht anzunehmen, daß die deutschen
Parteien des Memelgebietes sich durch solche Druckmittel irremachen
lassen. Sie werden weiter für ihr Selbstbestimmungsrecht kämpfen
und nötigenfalls sich an den V ö lkerbund wenden müssen. Nie-
mand kann ihnen verdenken, wenn sie für ihr höchstes Gut, die Auto-
nomie, bis zum letzten Atemzuge kämpfen. Wirtschaftliche, volkliche
und kulturelle Belange stehen für sie aus dem Spiel. Die Wirt-

schaft des Landes liegt fch wer dsarnied er. Die Holzindustrie,
das Rückgrat der Memeler Wirtschaft, verkümmert. Der Memeler

Hafen verödet, die Presse ist in ihrer Selbständigkeit gefährdet.
Presseverbote und Beamtenausweisungen sind an der Tagesordnung.
Hier steht eine ganze Kultur, die deutsche Kultur, auf dem

Spiele. Die deutsche Kultur, Erziehung und Gesittung laufen
Gefahr, von ihrer ursprünglichen stolzen Höhe herabzusinken. Un-

zweifelhaft war das deutsche Element im Memelland, wie überhaupt
im Osten, das staatsbildende und staatsaufbauende Element. Die
Titauer würden sichsselbst schädigen,wenn sie dieses wertvolle Kultur-
element vernichten würden.

Die politischen Maßnahmen im . vberschlesifchen
Schulkvnflikt.

In dem oberschlesischen Schulkonflikt, der dadurch entstanden
war, daß die polnischen Schulbehörden die Anmeldungen von mehr
als 7000 Kindern für die deutschen Minderheitsschulen für un-

gültig erklärt hatten, war.bei der Tagung des Völkerbundsrats im

März dieses Jahres ein Kompromiß zustande gekommen, wonach die

polnischen Behörden den größeren Teil dieser Kinder in die deutschen
Schulen aufnehmen und dieBestrafungen der Erziehungsberechtigten
einstellen sollten, während für einen kleineren Teil der Kinder unter
Zuziehung eines Schweizer Schulmanns festgestellt werden sollte, ob

sie hinreichende deutsche Sprachkenntnisse für den Besuch deutscher
Schulen besitzen. Am 19. April hat nun der polnische Wojewode in

Kattowitz dem deutschen Abgeordneten Ulitz eine Erklärung darüber
abgegeben, welche Maßnahmen die polnischen Behörden auf Grund

die er Entscheidung des Völkerbundsrats veranlassen würden. Nach
dieserErklärung sind seit dem 9. April keine Polizeistrafen mehr
verhängt worden. Wegen der gerichtlichen Bestrafungen will sich der.

UZ
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Wojewode mit den Gerichtsbehörden in Verbindung setzen. Die

deutschen Kinder sollen so bald wie möglich in deutsche Schulen
aufgenommen werden.

Diese sehr verspäteten Anordnungen der polnischen Behörden
müssen als eine sehr wenig befriedigende Ausführung der Genfer
Entscheidung bezeichnet werden. Seit dem Tag dieser Entscheidung-
dem 12. März, haben die polnischen Polizei-s und Gerichtsbehörden
nicht weniger als 638 Bestrafungen gegen Erziehungsberechtigte aus-

gesprochen, und die Einstellung der gerichtlichen Bestrafungen wird

auch heute noch nicht sichergestellt, obwohl die polnischen
Behörden als Kläger nur ihre Klagen zurückzuziehenbrauchten. Vor

allem aber ist gar keine Gewähr dafür geboten, daß die Tausende
von deutschen Kindern, deren Aufnahme in deutsche Schulen nach
dem Beschluß von Genf zu erfolgen hat, nun in nächster Zeit auch
wirklich ausgenommen werden, obwohl Deutschland auf diesen Kom-

promiß hauptsächlich deswegen eingegangen ist, weil dadurch den

Kindern, die seit mindestens dreiviertel Jahr überhaupt keine Schule
besuchen, endlich der Unterricht gesichert werden sollte. Die Zurück-
zahlung bereits verhängter Strafen hat der Wojewode ausdrücklich
abgelehnt.

Ob es den polnischen Behörden nunmehr damit Ernst ist, die

Ausnahmen in deutsche Schulen durchzuführen, zu denen sie ver-

pflichtet sind, bleibt abzuwarten. Jedenfalls muß damit gerechnet
werden, daß der Konflikt bei der mangelhaften Ausführung der von

Polen in Genf übernommenen Verpflichtungen noch nicht erledigt ist«

Die BaranyasKonserenz in Fünfkirchen.
Der größte und wichtigste Teil des Deutschtums im heutigen

Restungarn wohnt in der sogenannten Baranya, südlich von Fünf-
kirchen. Dies Gebiet wird mitunter auch die ,,Schwäbische Türkei«

genannt. Die deutsche Besiedlung dort geht auf den Prinzen Eugen
zurück, der nach der Befreiung Ungarns von der Türkenherrschaft
eine große Landdotation im Fünfkirchner Gebiet erhielt und Rola-

nisten aus Schwaben berief. Die Begriffe »Ungarn« und ,,Türkei«
waren damals unter den schwäbischen Bauern nicht so sehr von-

einander verschieden.

Jm ganzen gibt es in Restungarn noch reichlich eine halbe
Million Deutsche, so gut wie ausschließlich Bauern·

Siedlungsgxuppe liegt dicht bei Budapest und zieht sich von dort

durch das Schildgebirge und den Bakonywald nach Südwesten; eine

zweite, kleinere, liegt südlich von Budapest auf dem linken Donau-

ufer, die sogenannte Batschka, und die dritte, im Winkel zwischen
Donau und Drau, bei Mohacz und Fünfkirchen, ist die Baranya,
wo die Deutschen zum großen Teil Weinbauern sind.

Durch die ungarische Regierungsverordnung vom 22. Juni 1925
wurde, mit einigen Vorbehalten, den ungarländischen Deutschen der

Gebrauch der Muttersprache im Verkehr mit den Behörden, die

Einrichtung von muttersprachigen oder gemischtsprachigen Schulen
und die Gründung von deutschen Kultur- und Wirtschaftsvereinen
als Recht eingeräumt. Dabei kam natürlich das meiste daraus an,

wie die Verwaltungsbehörden sich in der Praxis zu der Verordnung
stellen, und wie die Deutschen das ihnen auf dem Papier zustehende
Recht ausnutzen würden. Für den letzteren Zweck wurde der

»Ungarländische Deutsche Volksbildungsverein« gegründet, der von

dem früheren deutschen Nationalitätenminister, Professor Jakob
Bleyer, einem höchst verdienstvollen, -zielbewußten und zugleich
klug-vorfichtigen Mann geleitet wird. Das Organ der deutschen
Bewegung in Ungarn ist das in Budapest erscheinende ,,Sonntags-
blatt«, das Muster einer populär wirksamen deutschen Minder-

heitenzeitung.
Bisher war trotz der Verordnung von 1923 die Baranya auf

administrativem Wege für die Arbeit des Volksbildungsvereins so
gut wie gesperrt. Bei der letzten ungarischen Parlamentswsahl ge-
lang es aber Bleyer trotzdem, soviel deutsche Stimmen doch zu
gewinnen, daß er als ausgesprochen deutscher Kandidat einen Sitz
im Abgeordnetenhaus erhielt. Jetzt ist nun auch für den Volks-

bildungsverein der entscheidende Durchbruch erfolgt, und auf einer

Besprechung in Fünfkirchen zwischen deutschen und madjarischen
politischen Führern ist die Freigabe der Baranya für
die deutsche Arbeit erfolgt. Es wurde eine Vereinbarung
getroffen, wonach an allen Orten, wo die deutsche Bevölkerung den

Wunsch nach Einrichtung einer Ortsgruppe äußert, eine solche ohne
Gegenwirkung von madjarischer Seite gegründet werden soll. Das

Bezeichnendste dabei ist die hierfür gegebene Begründung:

»Daß seit Kriegsende außerhalb der Grenzen Ungarns madjas
rische Minderheiten vorhanden seien, und daß, wenn man das

Madjarentum derselbenerhalten wolle, vor der Welt dokumentiert
werden müsse, daß die deutsche Minderheit Rumpf-
ungarns in sprachlicher und kultureller Hinsicht
alles erhalten hat, was zu ihrer völkischen
Existenz und freien Entwicklung notwendig ist.«

Dr. Paul R·ohrbach.
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Die Frauen und das politische Wahlrecht
Von Dr. H artw i g, Direktor d. Stat. Tandesamtes in Lübeck.

Es sind jetzt gut acht Jahre her, daß die Frauen bei uns das poli-
tische Wahlrecht erhielten. Sie haben sich wohl meist darüber gefreut,
zum Teil es aber auch grundsätzlich oder doch instinktiv abgelehnt.
Es verlohnt sich deshalb, einmal zu untersuchen, in welchem Umfang
und in welcher Richtung sie im Laufe der Jahre von ihm Gebrauch
gemacht haben. .

.

l. Die Wahlbeteiligung der Fraun ist überall in

Deutschland festzustellen; man braucht nur die Wählerlisten aus-

zuzählen und die Zahl der eingetragenen Wählerinnen mit denen, die

abgestimmt haben, zu vergleichen. Eine solche Auszählung macht
aber naturgemäß viel Arbeit und wird deshalb meist unterlassen.
Soweit sie vorgenommen wurde, ergab sie überall das gleiche Er-

gebnis: Die Frauen machen seltener als die Männer

vonihrem Wahlrecht Gebrauch.
"

Die Wahlbeteiligung in Deutschland
nach dem Geschlecht
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«) Wablgang.

Anfangs blieben sie nicht viel hinter den Männern zurück; es

war wohl der Reiz der Neuheit, der sie zur Urne trieb. Doch war

schon damals der Wahleifer der Männer größer, und zwar in noch
höherem Maße, als sich aus den Zahlen ergibt, weil noch manche
kriegsgefangen waren und deshalb nicht mitwählen konnten. Neuer-

dings bleibt die Wahlbeteiligung der Frauen meist um rund so v. H.
hinter der der Männer zurück. .

»

Woher kommt das? Run, die Frau ist infolge Anlage und Er-

ziehung politisch weniger interessiert, zum Teil scheut sie
auch wohl den Aufwand an Zeit und Kraft, den die Wahl, besonders
bei schlechtem Wetter auf dem Lande, erfordert. Die Beteiligungs-
ziffer ist auf dem Lande immer geringer als in der Stadt; in

Sachsen wählten z.B. 1922 nach Stichproben in der Stadt 84 v. H.-
der Männer und 79,Z v. H. der Frauen, auf dem Lande nur 79,8 v. H.
bzw. 58,I v.H. Dies Landfrauen zeigen aber nur’ein geringes poli- ,

tisches Interesse Nach einer Zusammenstellung des Statistischen
Reichsamts über die erste Reichstagswahl im Jahre 1924 war die

Wahlbeteiligung der Frauen in vier Verwaltungsbezirken in allen

A lters stu s en geringer als die der Männer, und zwar wurde der

Ausfall an Frauenstimmen mit zunehmendem Alter ständig größer.
Von den über 70 Jahre alten Wahlberechtigten wählten bei den Män-

nern noch 79 v.H., bei den Frauen nur no«ch58,4 v.H. Schon im

60. bis 65. Lebensjahr nahmen die Frauen nur noch zu 77,4 v.H.
an der Wahl teil. Ahnliche Erfahrungen sind auch in Bayern und

Württemberg gemacht.
Die stärksteWahlbeteiligung der Frauen ergab sich für das Alter

von 40 bis 45 Jahren. Einmal, nämlich in Mainz (Stadtverord-
netenwahl vom 15. November 1925), ist auch die Wahlbeteiligung nach
Berufs grupp en ermittelt worden. Danach wählten von je 100

Frauen bei den Arbeiterinnen 52,5, bei den Hausfrauen und stöchtern
51,5, unter den Selbständigen 51,2, unter den Angestellten 48,4 und

unter den Hausangestellten 38,5. Der geringe Wahleifer der Haus-
angestellten ist wohl eine überall feststellbare Erscheinung

2. Welchen Parteien die Frauen ihre Gunst zuwenden,
läßt sich nicht ohne weiteres feststellen. Es müßten denn besondere
Urnen für sie aufgestellt oder verschiedenfarbige Wahlumschläge oder

getrennte Wahllokale für die Geschlechter vorgeschrieben sein. Das

ist bisweilen geschehen, regelmäßig z.B. in Spandau und Hagen
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(Westfalen). Das Ergebnis ist:

sich von den Radikalen aller Richtungen zurück.

Das Wahlergebnis nach Partei und Geschlecht-
a) Von je 100 abgegebenen gültigen Stimmen entfielen auf die nachstehenden Parteien-

Die Frauen bevorzugen
die Rechtsparteien und das Zentrum und halten

Besonders springt in die Augen, wie stark das Z e n t r um auf
das Frauengemüt wirkt. Das macht sich überall, in stärkstemMaße
aber in überwiegend katholischen Gegenden bemerkbar (siehe Bruch-

sal). Hier kommen die r el i -

giösen Kräfte in der Frau zur
Geltung. Auch in kirchlichen evan-

gelischen Landesteilen ist das unver-
RH

Zentrum ·
—

kennbar. ·politische Parteien, die

Land
»

Deutsch- Text-THE(ZJJF,(einschc. Demo- Völ- III-E KDHMÆdas Religiöse nicht respektieren,
bzw Jahr und Anlaß national

pakkek Hoch
Vapeks MUM Asche traten Wen schneiden sich damit ins eigene«

der Wahl Volksp-) . . . . .

Stadt
W M

s

F M F
Fleisch. Weiter «istfesdie n atioi

Wiss-eM. Fr. M.sFr. VII-. Ausz- ·ch. ·l k. . k. nale Idee, dle m Frauenkreisen
N »

besonderen Anklang findet, und auch

HZIFZFZFO1920, Reichstag 4,4 5,613,o 13,2 — — 10,014,4 7,0 6,2 — — 25,4 19,2 2,4 1,4 wohl noch die Idee der Mitte.

Vayem 104
«

— — — — — — — —

Schon bei den Demokraten beginnt
Stimkkieezikkh1919- Landtag « M W M W W W M

der weibliche Einschiag schwächerzu

SYMIZZW1922, Landtag 12,514,8 23,6 26,6
—.

—- 0,8 o,9 8,9 8.7 — —- 4o.2 38,3113,9 10,6 werden. Eine Ausnahme bildet vor-

Thükin
1924- NOIOOPWT (1") — — —- — 47,8,52,0 1,3 1.5 4.2 3,9 1,8 le 33,0 32,111,5 8·9 nehmlich Hagen, der einstige Wahl-

sen 1924, Reichsptösid« 2’) — —- — 54,157,9 — —- — —- —— — — — 11.3 8.6 kreis Eugen Richters; hier scheinen
1921, Stadtverordnete — — —- — 20,4 27,2 3,7 6.2 9,0 8,3 —-

— 30,4 26,91 7,6 5,2 alte Erinnerun en nach uwirken
1924,Neichstag(1s) 17,6 22,4 8,4 9,2l — — 3.1 4,9 4,9 ml9,6 8,2 26,5 26,4 20,7 15.2 . . .g .

3
.

·

Bekun- 1924, Nekchstag(2-) 19,5 24-5 6,3 6,9 — — 3,6 5,2 6.8 6,3 3,8 2,7 40,2 14,1 9,9 Deutllch zetgt sIch beI Kommumsten
Spandau Egg,

— — — —

32,9l37,2
. . · . . . .

lle und Völkischen,daß den Frauen das

19252Stadtvekokdsiete18,123,6 5,5 5,8 36,7 4o,1 3.1 5,0 5,4 4,4 41.9 40,9 15109.7 Radckale Im Programnkmei III dkr
924, Reichstag-· 13,016,310,912,7 —- — 4,6 22,713,113,1 5.3 3.8 7,2 5,6 29,019.7 Tonart mcht sympathisch Ist, die

Hagen (Weftf-)(Reiches-rann(1:)
—

—l— s — 30,5 37,2 19,8 26,1 13,0112,3s1,0 0,7 22,9 16,5 14,5 7,8 Extremen finden ihren Anhang
- Ne«chspm7’d«(2 ) — — —

E
— 4U 46-8 — — —

«

— — — — " l4s5 8s1 hauptsächlichunter den Männern.

b) Auf je 100 Mannes-stimmen kamen Frauenstimmen C) Von 100 Wähcekstkmmensmmmten Von FMUM

in übel-· Sen- Dtsch.- Orb.- Des Völ- Soz.- Kom-
in übers sen- Dtsch.- Ord.- Des Böls Soz.- Kom-

haupt trum nat. block mokr. kische bem mun· haupt trum nat. block mokr. kische dem. mun.

risi-Tisukmgen Reich (192o, Reichstag-) 53,0 59,0 56,0 51,(5 47,0 —- 43,0 37.0
—

— — Sachsen -

Vkuchspc (1919,
« ’

1924, Reichsta. (1·) 47.2 59,6 47.7 46,8 49.6 — 38,7 32,7
10970 176,0 107,0 — 102,0 —- 59,0 — 19 4, « «) 47,l 58,9 4 ,6 its-s 43,8 — 38,3 31,5

-W

Köln

1925 gi ich (1-) 462 551
Ach«

42,2 312 38,1 294, e s r. , ,
— —-

,V Wahlsongs 1925, »

p
(2s) 48,3 —- — 47,0 — —’ — 29,8

Jm spreeujalri
Von Dr. Carl Sonnenschein.

·t»
Das Boot gleitet »totenstill.Kein Ruderschlag. Der Fährmann Diese blanken Kanäle sind dem Motorverkehr gesperrt. Nur

laßt nur mit der flachen Stange gegen den sandigen Boden. Blaß Kähnel Kähnei Kinder, Briesträger, Frauen, sensenbewehrte

ENDLuft und Landschaft. Eine blaue Libelle Zart und lautlos. Schnitter! Die das harte Gras gebündelt heimwärts fahren. Alles
ine aufgescheuchte Drossel. Am geschnittenen Rand des Kanals auf Kähnen. Man beerdigt mit dem Kahn. Man fährt mit dem

unbeachteteine Wasserschnepfe.
wie wenn

fahlen wie

·

Drüben durch den Spiegel schwimmt,
sie über Land schösse,die Ringelnatter. Links über der

, se mit breitem Schlag ein schwarzweißerStorch. Meer-

thng auf den Feldern. Zwiebel. Dahinter dunkelroter einsamer
Mohn. Du.glaubst mit denr Kahn zur Insel der Toten überzusetzen.
NUV daß dle Insel keine BöcklinschenZypressem sondern Weiden-
baume und Erlen trägt. Keine dunklen Schatten. Nur dämmerndes,

ämnkerwieder dämmerndes, leise lichtdurchstrahltes Grau. Hollander
wuifeetts· Bgchstelzenwiegen über Stein und Zweig. Eine Nebelkrähe

abegstcxikm Wind. Von Ferne ruft unermüdlich ein Kuckuck. eines
(

.

r Pakllch Und matt! Mit melancholischer Gebärde und in
sttller Haltung.
NewVIeseTandschflfterträgt sich vorübergehend. zum Ausruhen der

d·
,en- Ihre Silbernächteund das leuchtende Eis dieser Felder,

ie im Winter kilometerweit un-
ter Wasser stehen und zufrieren,
erfordern weiches und romanti-
scheS Gemüt. Erfordern Naza-
renerfarbe von Deger oder Itten-

.

« '"

ba«ch.Erfordern den sanften

gisllenzur Ruhe. So umfängt
« rekonvaleszentenha mit

Welchen Händen die Soifitnedes
Spreewaldes. Für einen Tag,der vergessenmacht.
rübenaber liegt Berlin mit

all seiner Not, all seiner Gier,
all seinemKampf. Diese Tand-

schaftliegt verträumt. Abseits.
Wie ein Totenreich. Das die Tore
der Welt hinter sich geschlossen
hat: Hier gleitet alles unhörbar.
Kein RossegestampfIm Spuke-
wald gibt’s keine Pferde. Kein

Kuhgebrüllauf weiter Wiese.
Die stehen sorglich und unsicht-
bar im Stall. Kein Auto-
knattern. -Kein Motorrauschen.

Kahn zur Taufe und Hochzeit. Gleitendes Leben aus ebener Fläche.
Kaum irgendwo, von der Schleuse gehemmt, aufwärts und abwärts.

Weithin spiegelnde, unendliche, unbewegte Stille. So gleiten wir die
Bäche entlang. Die gutgeschnittenen, aufgeräumten",«gebahnten.
Wenn die Sonne wärmer einsetzt, fällt hie und da»das Wasser dicht
zum Sandbaden. Wir steigen aus und helfen dem hölzernen Kahn
eine Strecke weit über die Bänke hinweg. Rechts und links buchten
sich verwachsene Bäche in das Tagunenland Unbeschnitten und

seltenbefahren. Sie gehen still und weit durch die Felder. In diesen
einsamen Fjorden blühen Seerosen. Von keiner Hand berührt.
Schneeweiß. Blühen und verblühen, nur hie und da aus unerreich-
barer Ferne heiß angeschaut, in die Nächte hinaus . . .

Nun öffnet sich der Erlenwald, und vor uns liegt weitgerundet
auf Burg hinaus die Wiese. Dieses Tand, durch das die Spree in

dreihundert Rinnsalen gleitet, ist
·

Wald und Wiese. Nur um die

Siedlungen, um die stillen Dör-
fer herum, drängen sich Gärten.
Sorglich gepflegt. In der Hut der

Scheunen und· der Häuser. In die

Wiesen hinein Iagert sich Weiden-

gestrüpp. Land, das dem Grafen
gehört. Das Gestrüpp ist Obdach
für flüchtiges Wild, das dem

Jäger erhalten wird. Weiter

hinaus Heuschober über Stangen
aufgetürmt und fußfrei. Auch
wenn das Wasser steigt, reicht es

nicht an den Stapel hinan. Auch
die Häuser sind über den Boden

gehoben. Kellerlos und auf Bal-

ken gelegt. Alles rechnet mit die-

sem Wasser, das von der Tausitz
her über Tehde und Tübbenau

und Lübben nach Berlin strömt.
Bei Tübben sammelt es sich. Die

Rinnsale schwellen zum Fluß."
Vor dem Dorf setzen wir uns

US
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an die Brüstung der Gastwirtschaft und schauen in den unend-

lich feinen, unendlich zarten Abend hinaus.- Hinter Geranien

gleiten drüben am Gartenrand die Boote. Wie ein Bühnen-
bild. Mit bunten Menschen. Mit grauen Menschen. Mit

singenden Kindern. Mit alternden, arbeitsmüden Frauen, die
vom Felde heimkehren.

Uns aber umfangen schmeichelnd, besinnlich, tief all dieser Glanz,
all diese Weichheit, all diese Ruhe. Wir werden noch ein Stück spree·
abwärts gleiten. Dann werden wir vor den Balken anhalten, die
am Schloßpark liegen. Dann werden wir wieder auf festes Land

treten, und der Abend wird uns wie aus einem Traum in dies harte

Der Staat, von Hans Fressen 2.

Ernst Wiegandt, Leipzig, 216 S.

Dieses Buch ist eine Art hohes Lied auf den Staat, eingekleidet
in die Form einer geschichtsphilosophifchensBetrachtung über die Ent-

wicklung der Kultur. Der Verfasser unterscheidet drei Stufen in der

Entwicklung des Geistes, die Stufe des Glaubens, des Stils und des

Staates. Jene erste bezeichnet er als die theoretische Wendung des

Lebens, die zweite als die gegenständlicheWendung des Geistes und

die dritte als die politische Wendung des Geistes. In dieser dritten

Stufe sieht er den Gipfel und Zielpunkt der Entwicklung des Geistes
überhaupt. »Man kann fragen, ob der Staat die letzte und höchste
Form ist, in der die Menschheit auf Erden leben kann. So viel aller-

dings steht fest, daß der Staat die letzte und höchsteStufe des Geistes
ist.« Das ist sozusagen der Kern des Glaubensbekenntnisses von

Freyer. Er dreht das Gebilde des Staats wie einen Kristall nach
allen Richtungen in den Händen herum Und durchleuchtet es mit

scharfer Linse. Man braucht nicht überall mit ihm einig zu sein.
Denn er verabsolutiert vielleicht allzusehr sein Ideal. Auch erfordert
die Lektüre eine ziemliche geistige Anstrengung, um so mehr, als die

Darstellung stellenweise hart an die Mystik streift. Sie ist aus-

gesprochen spekulativ. Aber immer wieder findet sich doch in den

Visionen des Verfassers eine Reihe von treffenden Beobachtungen
und Formulierungen. Wir zitieren hier nur eine selten prägnante
Definition des Staates: »Ein Staat ist die Einheit eines Reichs und
eines Volks.« ·

Im ganzen ist das Buch typisch deutsch. Es geht mit bohrendem
Scharfsinn dem Wesen des Staates nach und versenkt sich mit

gläubiger Inbrunst in seine tiefsten Tiefen. Aber man wird immer

wieder bei der Tektüre dieser deutschen Ergründungen der Idee des

Staates an die leider allzu berechtigte Bemerkung des meisterhaften
spekulativen Denkers Trotzki erinnert: ,,Deutschland hat lange über
die wahre Natur des Staates philosophiert, während die britische
Bourgeoisie in derselben Zeit den in seiner Art vollendeten Staat

für die Bedürfnisse ihrer Herrschaft aufbaute.« Und das-eigentüm-
liche ist außerdem, daß diese deutsche Philosophie des Staates, da

wo sie ihn ——— mit Recht — in den Mittelpunkt der Theologie rückt-
allzu leicht in die Machtideologie abrutscht: wiederum im Gegensatz
zu der angelsächsischenPraxis der Theorie. Am bedenklichsten er-

scheint uns in diesem Zusammenhang eine Bemerkung Fressers wie
die: »Die Diplomaten setzen die Sache des Strategen eine Weile

lang mit anderen Mitteln fort.« Als p hilo s o phisch e Leistung,
die es wohl sein will, ist das Buch sicher bedeutend. Z»

Aufl., Verlagsbuchhandlung

Handwörterbuch des Kaufmanns, Texikon für Handel und Industrie.
Herausgegeben von K a r l Bo t t unter Mitwirkung von .550 Mit-

arbeitern, mit zahlreichen Abbildungen, Tabellen und Statistiken,
geographischen und Wirtschaftskarten. H a n s e a t i s ch e V e r -

lagsanstalt, Hamburg 1926. Band 1 und 11, je ZO RM.

Der Herausgeber ist, glaube ich, als er daran ging, den Aufriß
dieses Lexikons zu machen, etwa von folgender Erwägung aus-

gegangen: Es gibt
Handwörterbuch der Staatswissenschaften, das Konversationslexikon
u.a.m. Für spezialwissenschaftliche Zwecke wie für den allgemeinen
Bedarf des Staatsbürgers an Wissensstoff ist hinreichend gesorgt.
Der Mann aber, der im praktischen Wirtschaftsleben steht, vermißt
allzu- häufig ein Nachschlagewerk,"das ihm bei seiner Berufsarbeit
schnell und erschöpfend, in klarem Deutsch und möglichst unbeschwert
von fachwissenschaftlicher Terminologie Auskunft auf allen Stoff-
gebieten gibt, die das weitschichtige und überreich. gegliederte Wirt-
schaftsleben der Gegenwart umfaßt. Was fehlt, ist: eine Synthese
etwas von Handwörterbuch und Brockhaus, eingestellt auf die täg-
lichen Bedürfnisse des Wirtschaftspraktikers. Das wird, denke ich-
die ursprüngliche Erwägung gewesen sein« von der der Heraus-
geber des vorliegenden Handwörterbuchs ausging. Er nennt es be-

scheiden »H-andwörterbuch des Kaufmanns« — aber unter der Hand
hat es sich ihsn ausgeweitet .zu· einer wirtschaftlichen
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Blick in die Bücher

Nachschlagewerke der verschiedensten Art, das»

Arbeit zurücktragen. Wunderbar, einen Tag in der Sonne zu liegen
und dem Reiher zuzuschauen, wie er hoch über den Erlen hängt. Es

ist geruhsam, sich einsam vom Hochstand zum tiefen Wasser schleusen
zu lassenund im Schweigen dieser Natur versonnen mit sich selber
allein zu sein. Aber diese Natur ist doch nicht unsere Heimat. Heimat
ist uns geworden die Stätte der knirschenden, reißenden, ruhelosen
Arbeit. In ihr haben wir einen Beruf auszufüllen, und der Beruf
geht über jedes Ruhen.

Aus dem zweiten Vönbchen ber»Notizen, Weltstabtbetrachtungen
von Dr. Carl Sonnenschein«; Verlag Germania, Berlin02. — Der Ver-

fasser,ein katholischer Geistlicher von genialer Philanthropie, gehört als Lands chafts-
schilderer an die Seite Fvntanee.

W

Enzyklopädie, der wir in Deutschland Gleichartiges und

Gleichwertiges nicht an die Seite zu stellen haben. Jn sehr weiten

Grenzen ist das Stoffgebiet abgesteckt: Fragen der Völkswirtschaftsi
lehre und der Volkswirtschaftsstatistik, der Lands und Forstwirtschaft
bilden ebensowohl den Gegenstand eingehender Behandlung wie

Fragen der Chemie und der Technik, des Zeitungswesens, des
bürgerlichen und des Strafrechts, der« Wirtschaftsstatistik, der Sozi-
ologie, des Verkehrs- und Versicherungswesens usw. Daneben sind
auch Konsulatsi und Gesandtschaftswesen, Konzerne und aus-

ländischeWirtschaftsformen, die Wirtschaftsgeographie der einzelnen
Länder, Organisations- und Finanzierungsfragen, Bilanz- und

Steuer-wesen, Warenkunde und Handelsbräuche, Presse- und Partei-
wesen, die deutschen Städte bis zu den kleinsten Ortschaften mit

Einschluß der in ihnen angesiedelten industrielllen Unternehmungen
unter Angabe der Arbeiterzahk usw. berücksichtigt Wir sehen: auch
die Grenzgebiete des Wirtschaftslebens sind in den Kreis
der Betrachtung einbezogen. Gerade unter dem Gesichtspunkt, daß
die Grenzen dieses Nachschlagewerkes nicht ängstlich eng gezogen
sind, hat sich dieses Handwörterbuch zu einem umfangreichen und

liickenlosen Nachschlagewerk ausgeweitet, das auf kaum eine Frage
aus dem überreichen Komplex des modernen Wirtschaftslebens die
Antwort versagt. Knapp und präzis, abhold jeder weitschweifigen
Erklärung, nnd doch erschöpfend in der Darstellung und in hohem
Grade instruktiv sind die einzelnen Abhandlungen des Werkes, das

durch eine reiche Beigabe von Bildern, Tabellen und Karten die

Anschaulichkeit des Textes wesentlich erhöht. Ein umfassendes
Sammelwerk von klar durchgeführter Ifstematib ein sehr brauch-
bares, zuverlässiges, von Gelehrten und Männern der wirtschaftlichen
Praxis bearbeitetes Nachschlagewerk, das jedem im wirtschaftlichen
Leben Stehenden, der sich auf. dem hier behandelten Stoffgebiet
schnell usnd zuverlässig unterrichten will, wertvolle Dienste zu leisten
verinag HO·

Demosihenes. Von G e o r g e s C le m en c e au, Deutsch von
"

Dr. Alfred Baur, Basel. 126 S. Preis Z Fr. (2,4.0 M.), geb.
4 Fr. (Z,20 M.). Verlag Benno Schwabe 8: Co» Basel 1926.

Dies Buch ist ein Werk eigner Art, eigenartig durch die Person
des Verfassers wie auch durch seinen Inhalt. Clemenceau, der alte

Haudegen und Deutschenfeind, läßt hier, gestützt auf gute Quellen-
kenntnis des griechischen Altertums, den großen Gegner Philipps von

Makedonien reden und singt sein Lob als Redner und Mann der Tat.
Aber das ist nur die Kulisse. Zwischen den Zeilen redet und philo-
sophiert-er selbst und schreibt sich vom Herzen, was er in direkter

Anrede an die Franzosen und an die Welt nicht sagen möchte. Ganz
wie in alten Tagen predigt er seinen Landsleuten Bürgerstolz und

Bürgertugenden. So sagt er einmal, daß der Kriegsmut umsonst
Wunder vollbringt, wenn er nicht vom Bürgersiolz getragen wird.

Ganz erfüllt von der Weisheit des Alters und einer langen staats-
männischen Erfahrung, zeigt er an dem Beispiel der Griechen, wie

ein Volk- Freiheit, Größe und Einfluß verlieren kann, wenn es in

Schlaffheit und Uneinigkeit versinkt und nur der Pflege der schönen
Künste sich hingibt. Man spürt den echten Clemenceau auf Schritt
und Tritt. Es ist sein lebhafter Stil, seine Rhetarik, sein Feuergeist.—
Dies Buch, so klein es auch an Umfang ist, ist gewissermaßenClemen-
ceaus politisches Testament. Der Übersetzerhat verstanden, die Eigen-
heiten und Schönheiten des nicht immer leicht gegliederten Clemen-

ceauschen Sprachstils treffend und formgeschickt wiederzugeben.

DurchErlaß
des Herrn Reichspräsidentenvom Il. April 1927

sind in der Zentralleitung der Reichszentrale für Heimat-
dienst folgende Ernennungen erfolgt: Dr. Z i e gler und

sProf. R o lo ff zu Oberregierungsräten, D r e g e , B a r t h -

H o r w i iz zu Regierungsräten.

«-- » i-« Pisa-·- Fasse-Ah
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Jn dieser Sammlungbringen wir bekannte Romane in

vollständigen Ausgaben. Trotz des fabelhaft billigen
Preises ist auf gute Ausstattung Wert gelegt. Jeder

Band ist staubfrei in durchsichtiges Glanzpapier verpackt
und eignet sich so auch besonders zu Geschenkzwecken.

Titel der Bände:

Alexis, Hosen des Herrn von Bredow Keller, Züricher Rovellen

Anzengruber, Sternsteinhof Kleist, Michael Kohlhaas u. a. Novellen

Vrachvogel, Friedemann Bach Ludwig, Heiterethei
Franczois , Reckenburgerin Meinhold, Bernsteinhexe
Hauff,«Lichtenstein Storm, Novellen —- Schimmelreiter
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LUSWANDERER
W-

finden Rat, Aufklärung, alles Wissenswerte «

m den vom Reichswanderungsamt empfohlenen,
Ietzt in 2. Auflage erschienenen

fasotyenhzickyem des Äwwapckexexs
Es liegen vor: Vra ilien (M 2,50) — Vereinigte H d

..

. b hStaaten(M2,80)Loeukschesiafkikq(M3,20)—a II (W O k S I« U c
Deutsch-Südwestafkika(M 2,50) — Paraguap

M d e s Ia u I m a n n s
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Herausgegeben von Karl Bott

s AF A R I VE R LAG GMDH Das erste großeKaufmannslexikon in 5 Vändeni Gibt schnell,

BERLIN W Is- Lützowstn 89-90 zuverlässig und gründlich Antwort auf jede mit dem kauf-
männischenLeben im Zusammenhang stehende Frage, sei es auf
dem Gebiete der Vetriebswirtschaft, der Volkswirtschaft, der

Warenkunde, der Wirtschaftsgeographie, des Rechts oder der

F Tecchbnit
Tiber alle wichtigen Wirtschaftsvorgänge enthäåt

es
« - ges losseneAbhandlungen bekannter Pers önlichkeiten.—-ber

il gest-eGkB 350 Mitarbeiter-! 5500 Seiten Umfang; 33 000 Stichwörterz

Reichswer,MT;gkeüussZEITU;erhst1gkåis«ion;3ksekätessksshås 2400 Textabbildnngen; 250 Texttarten; 2600 Statistiken .nd

zuyerl., verantwortungåbew.,qsehönierjseborganisxtorjscheAk: Tabellen; 2800 Abbildungen auf Kunstdrucktafelnz 200 geo-

be1tskrait, gut. Kenner des GrenzrnnrkenprobL in seinen vielgest. gkaphssche Und Wirtschafkskakteni Jeder
Fulturellennnd ökonomischen Answjrkungen, der wirtschaitL wie Band ist auf feinstes hvlzfreies Pa-Ideellen Tini-sorge der landwirtschaitL u. industriellen siedlung, pier gedruckt und in Halbleder ge·Umk. Erfahrung-i d kauim wie verwaltun t h
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Zolkswirtsehattljehn. jurist. vorgebild., bestens bewand.i. Rassen-, 1—4« Preis je MO 30·'-·

EIN-VI-Hypotheken-, Grundstüeksverwnltungswesen nsw., Band 5 wird im Laufe des
sowie m der Leitung von Kuranstalten nnd Erholungshejmen, Jahres 1927 ausgegeben Ausführ·

sucht geeignete, auch einfache Position liche Prospekkhefke mit Prphesekken,
thjkwaltungyHandel oder Industrie bei bescheidenen An- Karten U. Kunstdrucktafeln kostenlvs
pklleszeth Kautnon kann durch Grundsehuldbrieie in gröbe-
kek Hohe gestellt werden. ErstkL Rei. Geil. Zusehr. erbeten

"

M Csdte Bann-ich Neissexsehles., Wilhehnstk. 18. Issuqssnssksks7 HIHIUMZH

DER
cIKOUS

soff

147



Der Heimatdienst

Bei der Helingschen Verlagsanstalt, Leipzig-, erscheint demnächst-

eutichlancl
Jahrbuch lür das deutsche Volk

X
Herausgegeben von

Reichsrninister a. D. Dr. Kii Z

ca. 240 seiten mit zahlreichen Abbildungen und graphischen 4Darstellung-en sowie einig-en Kunstbeilagen. .-Vorzugspreis M.

Dieses Lehrbuch, das jetzt in seinem ersten Jahrgang erscheinen wird, will dem

. Vaterland dienen und die Liebe zu ihm fördern. Es Will zeigen und nach-

Weisen, was wir in der Wiederuufbuudrbeit der letzten Jahre Feschdffem Welche

stellung in Wirtschaft, lcultur und Weltpolitilc wir wieder erreicht haben.

INHALT
Bildnis d. Herrn Reichspråsidenten v. Hin d e n b u r g.
Reichsminister des Innern a. D. Dr. K ü I z : Vo r w o r t.

Dr. Osw. s p e n gl er : Vom deutschen Volkscharakter.

Deutschland in Bildern und Zahlen (gra—

phische Darstellu ngen) .

Dr. S c h mit z — New-York: Reisen in Deutschland.
«

Prof. Kienzl: Auf der Donau von Passau bis Wien.

Prot. B o d o E b h a r d t: Deutsche Grenzburgen.
Oberpräsident Sichr: Die 1nse1 OstpreuBcn.
Univ.—Proi. Brandi: Die 1dee in der Geschichte der

deutschen Politik.

Reichsminister a. D. Dr. Kü 1 z: Auslandsdeutschtum
und Heimat.

Reichstagspräsident Löbe: Der groBdeutsche Ge-

danke-

Reg.-Rat Prok. Dr. Brahn: Der Widersinn der Tei-

lung 0berschlesiens.

Geh. Rat Prot. D· Dr. Kalil, M. d. R.: Mehr Staats-

gesinnung.
Geh. Rat Prof. Dr. Philipp Zorn: Die geschicht-
lichen Grundlagen der deutschen Reichsveriassung.
Min.-Direktor Dr. B r e cht: Wie teilen sich das Reich

und die Länder in die VerwaltungsauigabenP
General der Inianterie R ein h ar d t: Manövertage der

Reichswehr.

staatssekretär a. D. Freiherr v. Rheinbaben,
M.d.R.: Von Versailles bis Geni.

Geh. Rat D u i s b e r g: Der deutsche Binnenmarlct.

W. s c h a t e r : Die deutsche schicksalsirage am Rhein-

Bilder und Zahlen aus der deutschen Wirt-

s c h a i t (graphische Darstellu ngen) .

staatsselcretär a. D. c a rl B e r g m a n n: Kriegskosten
und Kriegsentschädigung.
Reichsminister a. D. R u d o li W i s s e ll, M.d.R-: Die

Lebenshaltung der deutschen Arbeiterschait seit

dem Kriege.
Reichsarbeitsminister Dr. B r a u n s: Das Problem

der Arbeitslosigkeit.
Prot. D. Dr. Dr. B re d t, M.d.R.: Die Sorgen des

deutschen Mittelstandes

Dr. M a x 0 s b or n: Kunstschau.

J u l i u s B a b : Deutsche Bühnenkunst 1926.
Dr. H a ns Martin Els ter: Die deutsche Literatur

im Jahre 1926.
·

lntendant P a u l B e lc k e r: Beethoven. Zur VVies

derkehr des 1oo. Todestages
Geheimrat Dr. v a n D y c k: Uber das deutsche

Museum, München.
, "

.

sie gk ri e d H a rt m a n n: Die modernen Leistungen
der deutschen Technik-

Dr. P e l t z e r: Die Bedeutung des sportes für das

natio nale Ansehen des Landes.

staatsselcretär a. D. Dr. Th. L e w a l d: sport und

Volksgesundheit.

.
Das neue Lehrbuch hat nutionule und wirtschaftliche Bedeutung denn es bietet

einen Quer-schnitt durch die deutsche Gegenwart
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